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A. Einleitung  
 

Der Koalitionsvertrag zwischen Union und SPD sieht die Einführung eines sogenannten Sachkunde-

nachweises für Immobilienmakler und -verwalter vor, wobei bereits das Regierungsprogramm von 

CDU und CSU die Vereinbarung enthielt, den „Verbraucherschutz bei Bau- und Dienstleistungen im 

Immobiliensektor auszubauen“.  

Die Bundesregierung hat am 31. August 2016 einen Regierungsentwurf beschlossen. Der Immobilien-

verband IVD Bundesverband der Immobilienberater, Makler, Verwalter und Sachverständigen e. V. 

begrüßt den Gesetzentwurf ausdrücklich, da mit diesem Vorhaben – zum Schutz der Verbraucher – 

einer Forderung nachgekommen wird, welcher der IVD und seine Vorgängerverbände RDM und VDM 

bereits seit Jahrzehenten fordern. Mit Sorge beobachtet der IVD die zeitliche Entwicklung des Geset-

zesverfahrens. Die teilweise vertretene Auffassung, dass eine Regulierung nicht erforderlich sei, da der 

Schadensfall nicht nachgewiesen werden kann und auch die Argumentation, dass insbesondere Makler 

keinen Schaden beim Verbraucher verursachen können, geht an der Sache vorbei. Jeder, der sich 

schon einmal mit dem Kauf einer Immobilie auseinandergesetzt hat, weiß, dass die Kauf- oder Ver-

kaufsentscheidung von zahlreichen fachlichen Fragestellungen abhängig ist. Egal ob es sich dabei um 

energetische, technische, rechtliche (insbesondere bau- oder mietrechtliche Probleme) oder um Fra-

gen der Finanzierung handelt. Bei allen Fragestellungen ist ein hohes Maß an Sachverstand erforder-

lich, den die Kaufvertragsparteien im Zweifel nicht haben, dieser aber vom Makler erwartet wird. Fehl-

informationen gehen zulasten der Vertragsparteien. Vermögensschäden sind in der Regel die Folge.  

Streitigkeiten mit Immobilienmaklern und Immobilienverwaltern sind jeden Tag Gegenstand der täg-

lichen (gerichtlichen) Praxis, wobei die Gerichte durchaus hohe Anforderungen an den Berufsstand 

der Makler stellen. Der Bundesgerichtshof hat hierzu einmal entschieden, dass der Makler keine An-

gaben der Verkäuferseite in sein Exposé aufnehmen darf, die nach den in seinem Berufsstand vo-

rauszusetzenden Kenntnissen als unrichtig, nicht plausibel oder sonst als bedenklich einzustufen sei-

en  (BGH, Urteil vom 18.1.2007, Az. III ZR 146/06). Der Maklerkunde darf sich regelmäßig auf die Be-

ratung des Maklers als Fachmann verlassen (OLG Hamm, Beschluss vom 27.6.2011, Az. 18 W 11/11). 

Folgt man dieser Rechtsprechung ist der Sachkundenachweis als verbraucherschützendes Element 

die logische Konsequenz. Denn je höher die vorauszusetzenden Kenntnisse sind, desto mehr darf der 

Verbraucher diese erwarten.  

Nach einer Umfrage unter den an den Verband angeschlossenen Rechtsberatern ist sogar eine Zu-

nahme der Verfahren zu verzeichnen. Inhaltlich geht es bei Maklern im Verhältnis zum Verkäufer oft 

um den Vorwurf, der Makler habe einen falschen Wert des Grundstücks ermittelt. Die Wertermitt-

lung von Immobilien stellt einen gewichtigen Teil des Makler Fachwissens dar, die im Übrigen gleich 

bei Erstkontakt zum Verkäufer zum Tragen kommt.  

Im Rechtsstreit mit dem Käufer wird dem Makler oftmals vorgeworfen, dass dieser den Kunden über 

die Beschaffenheit des Verkaufsgegenstandes getäuscht habe und nicht ausreichend auf die indivi-

duellen Anforderungen des Maklerkunden eingegangen sei. Einen empirischen Nachweis über ent-

standene  Vermögensschäden durch unsachgemäße Beratung wie auch über Volumina von Rechts-

streitigkeiten mit dem Makler kann mangels offizieller Daten nicht erbracht werden.  
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Das Bundesamt für Statistik führt keine Statistik über Zivilprozesse im Maklerecht. In der Anlage zu 

dieser Stellungnahme befindet sich eine exemplarische Auflistung der bisherigen Rechtsprechung, 

wobei diese nur die Spitze des Eisberges abbildet, da der Großteil der Verfahren im außergerichtli-

chen oder gerichtlichen Vergleich endet. Kommt es zu einer Entscheidung, wird nur ein Bruchteil in 

den Entscheidungssammlungen wie z.B. juris.de oder beck-online.de veröffentlicht.  Alleine vor dem 

Hintergrund der vielfältigen Haftungsmöglichkeiten, ist die Einführung eines Sachkundenachweises 

angezeigt. 

Der Blick auf die jährlich vermittelten Immobilienwerte lässt erkennen, um welche Vermögenswerte 

es sich handelt. Der Arbeitskreis der Gutachterausschüsse und Oberen Gutachterausschüsse in der 

Bundesrepublik Deutschland hat für das Jahr 2014 bundesweit insgesamt 900.000 Transaktionen von 

Immobilien ermittelt, mit einem Geldvermögen von 191 Milliarden Euro, siehe Grafik. Davon fanden 

allein 661.000 mit Wohnimmobilien statt, die wiederrum ein Geldvermögen von über 130 Milliarden 

Euro umfassen.  Im Bereich der Wohnimmobilien geht der IVD von einer Maklereinbindung von 50 % 

aus, bei Gewerbe sogar 70 %. 

 

 

 

 

Berichtsjahr 2014  

Quelle: Immobilienmarktbericht Deutschland 2015, Arbeitskreis der Gutachterausschüsse und Oberen          

Gutachterausschüsse in der Bundesrepublik Deutschland 

Bei den Gewerbeimmobilienvermittlungen weist der Gutachterausschuss  49.500 Transaktionen aus. 

Ohne die übrigen Immobilien (Sonderimmobilien) macht das ein Volumen von  364.000 Immobilien-

transaktionen in einem Jahr aus.  Der IVD verzeichnet  bei seinen Mitgliedern ein Volumen von 

120.000 Kaufverträgen pro Jahr. Demnach kann nicht behauptet werden, dass die Masse der Immo-

bilienvermittlungen von professionellen Maklern durchgeführt werden. Das heißt um Umkehrschluss, 

dass über 240.000 Immobilienkaufverträge ohne eine z.B. im Verband geprüfte Sachkunde des Mak-

lers stattfinden. Das Volumen ist damit schon als bedeutend einzustufen.  

Immobilienverwalter treffen zahlreiche Pflichten aus dem Verwaltervertrag, die unter Berücksichti-

gung und Kenntnis der immer komplexer werdenden Rechtslage nicht in vertragskonformer Weise 

erbracht werden. Der IVD beobachtet zudem eine deutliche Zunahme der zu beachtenden Vorschrif-

ten. Werden etwa die zahlreichen Sicherheitsvorschriften nicht oder nicht ausreichend beachtet, 

können Gefahren für Leib oder Leben entstehen. Dies gilt etwa für die Pflichten zur regelmäßigen 

Legionellenuntersuchung nach der Trinkwasserverordnung, zur Einhaltung der Brandschutzbestim-

mungen oder zur Überwachung von Aufzugsanlagen. 
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Kommt es zu einem Streit zwischen einem Verbraucher und einem Verwalter, stehen Streitigkeiten 

über die Rechte und Pflichten des Verwalters aus dem Verwaltervertrag und Gesetz, sowie Scha-

densersatzansprüche nach Beendigung des Verwaltervertrages  oder die deliktische Haftung im Vor-

dergrund. Inhaltlich geht es im Wesentlichen um die fehlerhafte/fehlende Erstellung von Jahresab-

rechnungen, aber auch das Überschreiten der Befugnisse im Rahmen einer Beschlussumsetzung, die 

deliktische Haftung für Verletzung der Verkehrssicherungspflicht oder die Zweckentfremdung von 

Gemeinschaftsgeldern. Um diesen vertraglichen und gesetzlichen Pflichten ausreichend nachkom-

men zu können, ist eine enorme Sachkunde erforderlich, so dass diese als Berufszugangsvorausset-

zung gerechtfertigt und unerlässlich ist.     

Der IVD appelliert insbesondere an den Ausschuss für Wirtschaft und Energie im Deutschen Bundes-

tag, unter Berücksichtigung weniger Änderungen, dem Bundestag eine Verabschiedung des Gesetzes 

zu empfehlen. 

Zudem sollte der Deutsche Bundestag für eine Novellierung des Wohnungseigentumsgesetzes stim-

men, wobei die Punkte des Antrages der Bundestagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (BT-Drs. 

18/8084) gute Ansätze bieten, die zu Beginn der nächsten Legislaturperiode des Deutschen Bundes-

tages aufgegriffen werden sollten. 

 

 

B. Zusammenfassung der Positionen und Petiten 

 
1. Die gewerbliche Immobilienverwaltung sollte generell unter Erlaubnisvorbehalt sein. Die Erlaub-

nispflicht sollte sich nicht auf den WEG-Verwalter beschränken, sondern auch den Mietverwalter 

berücksichtigen.    

 

2. Eine Berufshaftpflichtversicherung sollte nicht nur für den Verwalter, sondern auch für den Mak-

ler verpflichtend sein.  

 

3. Neben den IHK sollten auch Dritte in Verlängerung der IHK die Möglichkeit erhalten, eine Sach-

kundeprüfung abzunehmen. 

 

4. Bei juristischen Personen, die selbst Erlaubnisinhaber sind (z. B. GmbH, AG), sollte der Sachkun-

denachweis auf leitende Angestellte i.S.d. Arbeitsrechts delegiert werden können. So sollte es 

entsprechend § 34d Abs. 2 Nr. 4 GewO oder § 34c Abs. 5 Nr. 1 GewO-E ausreichend sein, wenn 

der Nachweis durch eine angemessene Zahl von Mitarbeitern erbracht wird, denen die Aufsicht 

über die unmittelbar mit der erlaubnispflichtigen Tätigkeit befassten Personen übertragen ist und 

diese den Gewerbetreibenden vertreten dürfen. 

 

5. Die Übergangsregelung, die eine Umsetzungs- und Übergangsfrist beinhaltet, wird ausdrücklich 

befürwortet. In § 161 GewO-E muss klargestellt werden, dass sich die zwölfmonatige Übergangs-

frist nicht am Tag der Verkündung orientiert, sondern am Tag des Inkrafttretens der Erlaubnis-

pflicht. Die Länge von zwölf Monaten (Übergangsfrist)  ab Inkrafttreten sollte nicht verkürzt wer-

den, da umfassende Vorbereitungsmaßnahmen auf verschiedenen Ebenen erforderlich sind.  
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Entsprechend der Empfehlung des Bundesrates (BR-Drs. 496/16 (Beschluss)) sollte die dem In-

krafttreten vorgelagerte Umsetzungsfrist 18 Monate betragen, so dass alle Beteiligten ausrei-

chend Zeit haben, auf die Vorgaben der zu schaffenden Rechtsverordnung zu reagieren (Entwick-

lung und Durchführung von Kursen zur Vorbereitung auf Sachkundeprüfung, Organisation der 

Sachkundeprüfung der IHK).       

 

6. Auf die „Alte-Hasen-Regelung“ sollte aufgrund des überhöhten Erfüllungsaufwandes für Verwal-

tung und Wirtschaft nicht verzichtet werden. 

 

7. „Alte-Hasen-Regelung“ – Bei der ununterbrochenen Tätigkeit als Makler sollte es nicht darauf 

ankommen, ob die sechsjährige Tätigkeit im eigenen oder im fremden Namen durchgeführt wur-

de. Auf das Wort „selbständig“ sollte deshalb im Wortlaut der Vorschrift verzichtet werden.   Zu-

mindest sollten entsprechend der Stellungnahme des Bundesrates (BR-Drs. 496/16 (Beschluss))  

auch Zeiten „unselbständiger“ Tätigkeit berücksichtigt werden. 

 

8. Obwohl die geplante Rechtsverordnung, in der die weiteren Details geregelt werden, einem eige-

nen Verfahren vorbehalten ist, möchte der IVD bereits heute darum bitten, die Arbeiten an der 

Verordnung und ihre Abstimmung möglichst rasch zu beginnen, damit sich die Beteiligten (Mak-

ler/Verwalter, Verwaltung, IHK, Bildungseinrichtungen etc.) auf die Neuregelung einstellen kön-

nen. Inhaltlich sind aus Sicht des IVD die unter C., IX. dieser Stellungnahme enthaltenen Positio-

nen sowie das Curriculum (Anlage 2) zu beachten. Bei der Ausgestaltung der Inhalte und des Ver-

fahrens der Sachkundeprüfungen, der Ausnahmen von der Erforderlichkeit einer Sachkundeprü-

fung sowie der Gleichstellung anderer Berufsqualifikationen mit der Sachkundeprüfung ist jeden-

falls darauf zu achten, dass die Verhältnismäßigkeit der Berufszulassungsregelung nicht durch 

überzogene Anforderungen überstrapaziert wird.  

 

9. Das WEG-Recht sollte in der nächsten Legislaturperiode novelliert werden. Hierzu sind insbeson-

dere gesetzliche Regelungen hinsichtlich der besseren Transparenz und sicheren Verwaltung von 

WEG- Finanzen, sowie Rechtssicherheit und Erleichterungen hinsichtlich der Voraussetzungen für 

die energetische Sanierung und Maßnahmen des barrierefreien Umbaus von Gebäuden zu schaf-

fen. Im Rahmen der Novellierung sollte des Weiteren die Möglichkeit einer außergerichtlichen 

Streitbeilegung bei Rechtstreitigkeiten unter Beteiligung von Eigentümergemeinschaften und Ei-

gentümern geschaffen werden. 
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C. Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Einführung einer Berufszulas-

sungsregelung für gewerbliche Immobilienmakler und WEG-Verwalter 

(BT-Drs. 18/10190) 
 

 

I. Artikel 1, Nr. 3, b), bb) – Änderung § 34c Abs. 1 Satz 1 GewO (Mietverwalter)   

 

Nach der aktuellen Rechtslage bedarf die gewerbsmäßige Immobilienverwaltung keiner Erlaubnis. 

Das Gewerbe ist lediglich gemäß § 14 GewO gegenüber der zuständigen Behörde anzuzeigen.  

 

Nach der Neuregelung soll die Verwaltung fremden Wohneigentums der Erlaubnispflicht unterliegen, 

wobei § 34 c Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 GewO-E nur diejenigen erfassen sollen, die „das gemeinschaftliche  

Eigentum von Wohnungseigentümern im Sinne von § 1 Abs. 2, 3, 5 und 6 des Wohnungseigentums-

gesetzes“ verwalten (Wohnungseigentumsverwalter). Die Verwaltung durch die Wohnungseigentü-

mergemeinschaft selbst oder durch einen Miteigentümer soll dagegen ausgenommen sein, da es 

insoweit an der Gewerbsmäßigkeit fehlt.  

 

Eine Begrenzung der Erlaubnispflicht auf gewerbsmäßige Verwalter wird aus systematischen Ge-

sichtspunkten befürwortet. Dagegen ist unverständlich, weshalb Mietverwalter von der Erlaubnis-

pflicht befreit bleiben sollen. Dies steht im Widerspruch zum Koalitionsvertrag, der nicht vom WEG-

Verwalter, sondern vom Wohnungsverwalter spricht. Unter dem Wohnungsverwalter ist auch der 

Mietverwalter zu verstehen.  

 

Im Gegensatz zum WEG-Verwalter, dessen Tätigkeitsfeld die Verwaltung des Gemeinschaftseigen-

tums ist, ist der Mietverwalter für die gesamte Vertretung des Haus- bzw. Wohnungseigentümers 

insbesondere gegenüber dem Mieter verantwortlich. Insoweit ist der Mietverwalter dafür zuständig, 

dass die mietrechtlichen Bestimmungen eingehalten werden und damit auch die Interessen der 

Wohnungsmieter nicht verletzt werden.  

 

Wie der WEG-Verwalter hat auch der Mietverwalter sowie auch der Verwalter von Gewerbeeinheiten 

weitere zahlreiche rechtliche, kaufmännische (Mietenverwaltung, Kautionsverwaltung, Budget und 

Wirtschaftsplanung), organisatorische und vor allem technische Aufgaben aus dem Verwaltervertrag. 

So muss er insbesondere die Einhaltung von Sicherheitsvorschriften beispielsweise des Brandschutzes 

sowie im Hinblick auf Heizungen, Gasleitungen und Aufzügen beachten. Da das Gewerberecht ein Teil 

des Wirtschaftsverwaltungsrechts ist und damit vor allem der Gefahrenabwehr dient, ist auch aus die-

sem Grund in Ansehung der zahlreichen an ihn übertragenen Verkehrssicherungspflichten eine sachli-

che Unterscheidung nicht geboten. Zudem verfügt der Mietverwalter über die Mietkautionen und 

Betriebskostenvorauszahlungen, die sich in der sog. Treuhänderfunktion befinden, so dass auch inso-

fern besondere Fachkenntnisse erforderlich sind. Kommt es zu einer fehlerhaften Ausführung der 

Verwaltertätigkeit und damit zu einer Pflichtverletzung, kann der Schaden enorm sein. Geschädigte 

können Vermieter und Mieter gleichermaßen sein. Oftmals ist der Vermieter selbst Verbraucher, so 

dass eine Einbeziehung des Mietverwalters ganz klar auch dem Verbraucherschutz dient.  
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Wie hoch der Anteil von vermietenden Verbrauchern ist, lässt sich nicht quantifizieren, da die Abgren-

zung zuweilen problematisch ist. Handelt ein Vermieter nur in Verwaltung privaten Eigenvermögens, 

auch wenn das ein größerer Immobilienbesitz ist, ist er nicht unbedingt Unternehmer.  

 

Eine unterschiedliche gesetzliche Behandlung im Hinblick auf den Sachkundenachweis ist auch des-

halb nicht geboten, da WEG-Verwalter oftmals auch Mietverwalter sind. Eine Aufspaltung der beiden  

Tätigkeitsbereiche könnte sogar dazu führen, dass sich weniger qualifizierte Verwalter auf die Miet-

verwaltung beschränken. Dies würde das Ziel des Verbraucherschutzes konterkarieren.  

 

Die Gefahr, dass der Sachkundenachweis zu höheren Verwalterentgelten führt, so dass dies zu einer 

Erhöhung der Belastung der Verbraucher führt, ist nicht gegeben. Zum einen gilt der Sachkundenach-

weis für alle Mitbewerber, so dass dieser kein Alleinstellungmerkmal darstellt, der eine Preiserhöhung 

rechtfertigen würde (Wettbewerb). Zum anderen können die Kosten der WEG-Verwaltung, sofern der 

Mietverwalter einbezogen wird, nicht auf den Mieter als Betriebskosten umgelegt werden.    

 

Petitum: Die gewerbliche Immobilienverwaltung sollte generell unter Erlaubnisvorbehalt sein. Die 

Erlaubnispflicht sollte sich nicht auf den WEG-Verwalter beschränken, sondern auch den Mietverwal-

ter berücksichtigen.    

 

II. Artikel 1, Nr. 3, c), cc) – Änderung § 34c Abs. 2 Nr. 3 GewO-E (Versicherungspflicht) 

 

Nach dem Gesetzentwurf sollen WEG-Verwalter künftig über eine Vermögensschadenhaftpflichtver-

sicherung verfügen (Erlaubnisvoraussetzung). Die Höhe der erforderlichen Deckungssumme soll in 

der Rechtsverordnung geregelt werden. Darüber hinaus sollen keine weiteren Pflichtversicherungen 

(Vertrauensschadenversicherung, Betriebshaftpflichtversicherung) eingeführt werden.  

 

Immobilienmaklerbenötigen nach dem Regierungsentwurf keine Berufshaftpflicht, um eine Erlaubnis 

zu erhalten. Der im Juli 2015 vorgelegte Referentenentwurf sah noch eine Versicherungspflicht vor. 

 

Aus Sicht des IVD ist es zu befürworten, dass die gewerberechtliche Erlaubnis für WEG-Verwalter an 

eine Berufshaftpflichtversicherung geknüpft wird (im Übrigen auch für den Mietverwalter). Es ist 

jedoch kaum nachvollziehbar, weshalb der Makler eine Versicherung nicht vorhalten muss. Immobili-

enmakler haben durch ihre umfangreiche Beratung einen erheblichen Einfluss auf die Kaufentschei-

dung, wobei die Risiken, die mit der Berufsausübung einhergehen, oftmals unterschätzt werden. 

Zudem treffen den Makler erhebliche Aufklärungspflichten, etwa über den baulichen Zustand. Ver-

stößt der Makler hiergegen, kann dies zu einer Haftung des Maklers führen. Um den Verbraucher vor 

Vermögensschäden zu schützen, sollte der Makler ebenso eine Berufshaftpflichtversicherung vorwei-

sen.  Im Hinblick auf die erheblichen Haftungsrisiken wird auf die in der Anlage 1 dargestellte Recht-

sprechung verwiesen.   

 

Petitum: Eine Berufshaftpflichtversicherung sollte nicht nur für den Verwalter, sondern auch für den 

Makler verpflichtend sein.   

  



 
 

IVD Stellungnahme Anhörung Sachkundenachweis - 24. März 2017  

 8 

 

III. Art. 1, Nr. 3, c), cc) – Änderung § 34c Abs. 2 Nr. 4 GewO-E (Prüfzuständigkeit) 

 

Eine Sachkundeprüfung soll ausschließlich von den zuständigen Industrie- und Handelskammern 

(IHK) der Länder abgenommen werden. Neben den Kammern als nationale parafiskalische Einrich-

tungen gibt es die durch staatliche Überwachung in Form der Deutschen Akkreditierungsstelle 

(DaakS) akkreditierte Zertifizierungsstellen. Diese sind unter Beachtung gesetzlicher sowie normati-

ver Anforderungen und auf international vergleichbarem Niveau akkreditiert. Die nach der Prüfung 

zu erteilende Zertifizierung erfolgt auf der Basis der DIN EN 15733. Aus Sicht des IVD sollte auch zerti-

fizierten Dritten sowie staatlich anerkannten Ausbildungseinrichtungen die Möglichkeit eröffnet 

werden, eine entsprechende Sachkundeprüfung abzunehmen, zumal insbesondere in der Übergangs- 

und Anfangszeit mit einem erhöhten Prüfungsaufkommen zu rechnen ist, welches von den IHK mög-

licherweise nicht bewältigt werden kann. 

 

Petitum: Neben den IHK sollten auch zertifizierte Dritte und staatlich anerkannten Akademien die 

Möglichkeit erhalten, eine Sachkundeprüfung abzunehmen.  

 

 

IV. Art. 1, Nr. 3, d) – Änderung § 34c Abs. 2a GewO-E (Sachkunde der Mitarbeiter, Delegation)  

 

1. 

Weder der Gewerbetreibende (Makler oder Verwalter) noch seine Mitarbeiter müssen nach der ak-

tuellen Rechtslage über eine besondere Sachkunde verfügen. 
 

Nach dem Gesetzentwurf sollen Mitarbeiter von Makler- und Verwalterunternehmen künftig über 

eine entsprechende Sachkunde verfügen müssen, wenn sie an erlaubnispflichtigen Tätigkeiten mit-

wirken (bei Maklern z. B. Erstellung von Exposés, die Durchführung von Besichtigungsterminen oder 

die aktive Teilnahme an Kundengesprächen, bei Verwaltern z. B. durch die Erstellung von Betriebs-

kosten- und Wohngeldabrechnungen oder die Einberufung und Durchführung von Eigentümerver-

sammlungen), wobei sich an der zivilrechtlichen Haftung des Unternehmers sich nichts ändert. Nicht 

erfasst werden administrative Hilfstätigkeiten, wie z. B. Sekretariatsaufgaben und rein innerbetriebli-

che Tätigkeiten in der Buchhaltung oder Personalabteilung. Einen eigenen förmlichen Sachkunde-

nachweis sollen Mitarbeiter jedoch nicht erbringen. Die vorgeschlagene Regelung ist vor dem Hinter-

grund der zivilrechtlichen Haftung als ausreichend anzusehen. Denn Begehen Mitarbeiter eine 

Pflichtverletzung gegenüber Vertragspartnern (z. B. Verbrauchern), so ist diese in der Regel dem Ge-

werbetreibenden zuzurechnen, der ggfls. sogar persönlich mit seinem gesamten Vermögen haftet. 

Das Unternehmen kann die Haftung grundsätzlich auch nicht auf seine Mitarbeiter verlagern oder 

sich seiner Haftung dadurch entziehen, dass es darlegt, diese Person sorgfältig ausgewählt und 

überwacht zu haben. 
 

Außerordentlich wird dagegen eine Fortbildungsverpflichtung des Erlaubnisinhabers und seiner Mit-

arbeiter befürwortet, damit gewährleistet ist, dass die Qualifikation dem jeweils erforderlichen 

Kenntnisstand angepasst bleibt.    
 

Petitum:  Gewerbetreibende und ihre Mitarbeiter sollten verpflichtet werden, sich regelmäßig fort-

zubilden.  
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2.Problematisch erscheinen vielmehr die Fälle, in denen der Gewerbetreibende bzw. seine Organe 

nicht beabsichtigen, die erlaubnispflichtige Tätigkeit selbst auszuführen. Dies könnte etwa in einer 

größeren Kapitalgesellschaft der Fall sein. Hier wäre es nicht sachgerecht, vom gesamten Vorstand 

oder der gesamten Geschäftsführung einen Sachkundenachweis zu verlangen. Dies gilt insbesondere 

für größere Konzerne, in denen die entsprechenden Organe weit vom operativen Geschäft entfernt 

sind. Daher sollte in diesen Fällen eine Delegation der Sachkunde auf leitende Angestellte i.S.d. Ar-

beitsrechts möglich sein, da diese deutlich näher am täglichen Geschäft sind.     

 

Petitum: Bei juristischen Personen, die selbst Erlaubnisinhaber sind (z. B. GmbH, AG), sollte der Sach-

kundenachweis auf leitende Angestellte i. S. d. Arbeitsrechts delegiert werden dürfen. So sollte es 

entsprechend § 34d Abs. 2 Nr. 4 GewO oder § 34c Abs. 5 Nr. 1 GewO-E ausreichend sein, wenn der 

Nachweis durch eine angemessene Zahl von Mitarbeitern erbracht wird, denen die Aufsicht über die 

unmittelbar mit der erlaubnispflichtigen Tätigkeit befassten Personen übertragen ist und die den 

Antragsteller vertreten dürfen. 

 

V. Art. 1, Nr. 3, e) – Änderung § 34c Abs. 3 Satz 1 GewO-E (Verordnungsermächtigung)  

 

Die Vorschrift des § 34c Abs. 3 GewO enthält bereits eine Ermächtigung des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Energie (BMWi), mit Zustimmung des Bundesrates eine Rechtsverordnung zu erlas-

sen. Diese Ermächtigungsgrundlage soll neu gefasst und zugleich erweitert werden, damit auch die  

erforderlichen Regelungen zu den Sachkundenachweisen und zur Berufshaftpflichtversicherung für 

Wohnungseigentumsverwalter in der Rechtsverordnung getroffen werden können. Darüber hinaus 

soll die Ermächtigungsgrundlage auch die Umsetzung der Berufsanerkennungsrichtlinie 2005/36/EG 

in einer Rechtsverordnung umfassen. 

 

Das Herzstück der Neuregelung ist aus Sicht des IVD der Teil der Rechtsverordnung, in dem die Inhal-

te und das Verfahren für die Sachkundeprüfungen, die Ausnahmen von der Erforderlichkeit einer 

Sachkundeprüfung sowie die Gleichstellung anderer  Berufsqualifikationen geregelt werden sollen. 

Zudem soll darin die Zuständigkeit der Industrie- und Handelskammer sowie die Berufung des Aufga-

benauswahlausschusses festgelegt werden (§ 34c Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 GewO-E). Auch Höhe und Um-

fang der Berufshaftpflichtversicherung sollen Gegenstand der Verordnung sein (§ 34c Abs. 3 Satz 1 

Nr. 3 GewO-E).   

 

Petitum: Obwohl die Rechtsverordnung, die voraussichtlich in der Makler- und Bauträgerverordnung 

integriert wird, einem eigenen Verfahren vorbehalten ist, möchte der IVD bereits heute darum bit-

ten, die Arbeiten an der Verordnung und ihre Abstimmung möglichst rasch zu beginnen, damit sich 

die Beteiligten (Makler/Verwalter, Verwaltung, IHK, Bildungseinrichtungen etc.) auf die Neuregelung 

einstellen können. Inhaltlich sind aus Sicht des IVD die unter C., IX. dieser Stellungnahme enthaltenen 

Positionen sowie das Curriculum (Anlage 2) zu beachten.  
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VI. Art. 1, Nr. 3, f) – Änderung § 34c Abs. 5 Nr. 1 GewO-E (sog. Bankenmakler) 

 

Kreditinstitute, die nach § 32 Kreditwesengesetz eine entsprechende Erlaubnis haben, sind bisher 

von einer Erlaubnis nach § 34c GewO befreit, auch wenn sie Maklerleistungen erbracht haben. Nach 

dem Gesetzentwurf sollen künftig auch sog. Bankenmakler oder Kreditinstitute, die eine Verwal-

tungsleistung i.S.d. WEG erbringen, unter dem Sachkundevorbehalt liegen. Allerdings soll hier der 

Sachkundenachweis nicht vom Erlaubnisinhaber selbst erbracht werden. Es soll vielmehr ausreichend 

sein, wenn der Nachweis der Sachkunde durch eine angemessene Zahl  beim Antragsteller beschäf-

tigten natürlichen Personen erbracht wird.  

 

Petitum: Zur Klarstellung  sollte in der Gesetzesbegründung festgestellt werden, was unter „ange-

messen“ zu verstehen ist und ob die Mitarbeiter den Sachkundenachweis einzeln gegenüber der 

zuständigen Behörde erbringen müssen. 

 

 

VII. Art. 1, Nr. 9 – § 161 GewO-E (Übergangsregelung) 

 

1. Übergangsregelung für Immobilienmakler – § 161 Abs. 1 und 2 GewO-E 

 

a) Übergangsfrist 

 

Immobilienmakler, die eine Erlaubnis haben und weniger als sechs Jahre tätig waren und nach In-

krafttreten dieses Gesetzes weiterhin tätig sein wollen, müssen nach der Gesetzesbegründung zwölf 

Monate nach Inkrafttreten des Gesetzes einen Sachkundenachweis bei der zuständigen Behörde 

vorlegen (S. 18 d. RegE). Durch die Übergangsfrist von rund 12 Monaten soll den betroffenen Gewer-

betreibenden eine angemessene Übergangszeit eingeräumt werden, in der sie sich auf die neue 

Rechtslage einstellen können. Immerhin handelt es sich um rund 45.000 Gewerbetreibende  (ca. 

27.000 Immobilienmakler und ca. 17.700 WEG-Verwalter), die von der Neuregelung betroffen sind 

und von den Behörden bewältigt werden müssen. Stellt sich in dieser Zeit heraus, dass die vorhande-

ne Qualifikation einer Sachkundeprüfung nicht gleichgestellt ist, muss eine Sachkundeprüfung abge-

legt werden, was wiederum einen zeitlichen Vorlauf benötigt, damit die Erlaubnis nicht nach Ablauf 

der Übergangsfrist erlischt.   

 

Sofern bis zum Ablauf dieser Frist seitens des Gewerbetreibenden eine Vorlage nicht erfolgt, erlischt 

die Erlaubnis automatisch (§ 161 Abs. 1 GewO-E). Nach Art. 2 Abs. 2 dieses Gesetzentwurfs soll der 

maßgebliche Teil des Gesetzes am ersten Tag des zehnten auf die Verkündigung folgenden Kalen-

dermonats in Kraft treten. Die Ermächtigungsgrundlage der Verordnung tritt bereits einen Tag nach 

Verkündung in Kraft (Art. 2 Abs. 1 dieses Gesetzes). 
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Aus dem vorgeschlagenen Gesetzestext ergibt sich entgegen der Gesetzesbegründung, dass der 

Sachkundenachweis spätestens am ersten Tag des dreizehnten Monats erbracht werden muss, der  

auf die Verkündung folgt. Nach Auffassung des IVD muss im Gesetzestext auf das Inkrafttreten des 

Gesetzesteils abgestellt werden, der nach der Ermächtigungsgrundlage in Kraft tritt (Art. 2 Abs. 2 des 

Gesetzes).  

 

 

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme vom 14. Oktober (BR-Drs. 49/16 (Beschluss)) auf das „re-

daktionelle Versehen“ hingewiesen und zu Recht empfohlen, den Beginn der Übergangsfrist an den 

Zeitpunkt des Inkrafttretens zu koppeln.  

 

Petitum: Eine Übergangsfrist wird ausdrücklich befürwortet. In § 161 GewO-E muss klargestellt wer-

den, dass sich die zwölfmonatige Übergangsfrist entsprechend der Empfehlung des Bundesrates 

nicht am Tag der Verkündung, sondern am Tag des Inkrafttretens der Erlaubnispflicht orientiert.  

 

Die Frist sollte zudem nicht weniger als zwölf Monate betragen, da in dieser Zeit  von den Behörden 

rund 45.000 Gewerbetreibende  (ca. 27.000 Immobilienmakler und ca. 17.700 WEG-Verwalter) be-

wältigt werden müssen und ggfls. kurzfristig eine Sachkundeprüfung abgelegt werden muss, um ein 

Erlöschen der Erlaubnis zu verhindern.  

 

b) Nachweis der ununterbrochen Tätigkeit 

 

Immobilienmakler müssen nach dem vorgeschlagenen Gesetzeswortlaut keine Sachkundeprüfung 

vor einer IHK ablegen oder einen entsprechenden Qualifikationsnachweis erbringen, wenn sie vor 

dem Tag der Verkündung des Gesetzes „sechs Jahre lang ununterbrochen selbständig als Makler“ 

tätig waren. Auch hier müsste der Bezugspunkt der Tag des Inkrafttretens sein und nicht der Tag der 

Verkündung (Art. 2 Abs. 2 des Gesetzes). Die ununterbrochene, selbständige Tätigkeit als Immobili-

enmakler ist durch geeignete Unterlagen gegenüber der Behörde nachzuweisen. Dazu sollen insbe-

sondere die Vorlage der Erlaubnisurkunde sowie Provisionsabrechnungen und Vertragskopien gehö-

ren. Denkbar wäre auch eine Bilanz. Darüber hinaus sollen die nach § 10 der Makler- und Bauträger-

verordnung zu führenden Aufzeichnungen als Nachweis vorgelegt werden können. Kurzfristige Un-

terbrechungen durch die gesetzlichen Mutterschutzzeiten, Elternzeiten bis zu sechs Monaten, Krank-

heit, Kuren und Fortbildungen bis zu sechs Monaten sollen keine Unterbrechung der Tätigkeit  dar-

stellen. Eine erneute Prüfung der Zuverlässigkeit und der Vermögensverhältnisse soll dann nicht er-

folgen. Erfolgt der Nachweis nicht fristgerecht, erlischt die Erlaubnis automatisch. Nach Ablauf der 

Frist kann sich der Gewerbetreibende nicht mehr auf die als Übergangsregelung konzipierte Be-

standsschutzregelung berufen (§ 161 Abs. 2 GewO-E).  

 

Aus Sicht des IVD ist die Übergangsregelung für Immobilienmakler grundsätzlich nicht zu beanstan-

den. Eine ununterbrochene Tätigkeit von sechs Jahren erscheint angemessen, um dies einer Sach-

kundeprüfung gleichzusetzen.  
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Problematisch erscheint dagegen, der Umstand, dass der Makler „selbständig tätig“ sein muss. Es ist 

unklar, ob die Tätigkeit der natürlichen oder juristischen Person zugrechnet werden muss, welche die 

Erlaubnis beantragt oder der Person (Organ), die verpflichtet ist, für den Antragsteller, den Sachkun-

denachweis zu erbringen. Zu denken ist dabei vor allem an die Konstellation, in der ein Makler etwa 

bereits seit 20 Jahren als Einzelkaufmann tätig war und dann eine GmbH gründet. Soll für die GmbH  

 

eine Erlaubnis beantragt werden, muss der Geschäftsführer den Sachkundenachweis erbringen oder 

belegen können, dass der Gewerbetreibende bereits seit sechs Jahren ununterbrochen selbständig 

tätig war, da die GmbH als juristische Person nicht sachkundig sein kann. Liegt die GmbH-Gründung 

weniger als sechs Jahre vor dem Inkrafttreten zurück, ist fraglich, ob die Zeit zuvor angerechnet wer-

den kann, was nach Auffassung des IVD zu bejahen ist, obwohl die Vorschrift an die Person des Ge-

werbetreibenden anknüpft, also an die GmbH. Es würde dem Sinn und Zweck der Regelung wider-

sprechen, – lediglich aus formalen Gründen – die Sachkundeprüfung noch einmal zu verlangen, ob-

wohl die vorlageverpflichtete Person die entsprechende Berufserfahrung aufweist. Es muss daher 

sichergestellt werden, dass das Sachkundeerfordernis der Person folgt, die die Sachkunde im eigenen 

oder fremden Namen nachweisen muss. Rechtsformwechsel dürfen sich jedenfalls nicht nachteilig 

auswirken. 

 

Der Bundesrat hat unabhängig von der zuvor genannten Fallkonstellation empfohlen, auch Zeiten zu 

berücksichtigen, in denen der Gewerbetreibenden  unselbständig tätig war. Dies ist zwar zu begrü-

ßen, in der Sache greift es aber möglicherweise – wie zuvor dargestellt – für „junge“ Kapitalgesell-

schaften mit erfahrenen Geschäftsführen zu kurz.      

 

Petitum: Bei der ununterbrochenen Tätigkeit des „Gewerbetreibenden“ sollte es nur darauf ankom-

men, dass die Person, die für den Gewerbetreibenden den Sachkundenachweis erbringen muss, min-

destens sechs Jahre tätig war. Entsprechend dem Gedanken des Bundesrates sollten zumindest auch 

Zeiten der unselbständigen Tätigkeit berücksichtigt werden, was auch die Bundesregierung in ihrer 

Gegenäußerung vom 2. November 2016 zur Stellungnahme des Bundesrates befürwortet hat.      

 

 

2. Übergangsregelung für WEG-Verwalter – § 161 Abs. 3 GewO-E 

 

Der Regierungsentwurf sieht vor, dass auch Wohnungseigentumsverwalter, die bereits vor Inkrafttre-

ten des Gesetzes Eigentum von Wohnungseigentümern im Sinne des § 1 Absatz. 2, 3, 5 und 6 WEG 

verwaltet haben, eine Erlaubnis nach § 34c GewO beantragen. Nach der Übergangsregelung gem.  

§ 161 Abs. 3 GewO-E haben sie hierfür bis zum ersten Tag des dreizehnten Monats Zeit, der auf die 

Verkündung folgt. Im Rahmen des Erlaubnisverfahrens müssen alle Erlaubnisvoraussetzungen (Zuver-

lässigkeit, geordnete Vermögensverhältnisse, Berufshaftpflichtversicherung, Sachkunde) nachgewie-

sen werden. Im Widerspruch hierzu nimmt die Gesetzesbegründung auch hier Bezug zum Inkrafttre-

ten. Gewerbetreibende, die mindestens sechs Jahre vor Verkündung dieses Gesetzes ununterbro-

chen als selbständige Wohnungseigentumsverwalter tätig waren, sind von dem Sachkundenachweis 

befreit, wenn sie dies gegenüber der zuständigen Behörde nachweisen. Die ununterbrochene, selb-

ständige Tätigkeit als Wohnungseigentumsverwalter ist durch geeignete Unterlagen nachzuweisen.  
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Dazu gehören insbesondere die Gewerbeanmeldung nach § 14 Absatz 1 GewO sowie Verwalterver-

träge oder Abrechnungen. Kurze Unterbrechungen von bis sechs Monaten etwa wegen Elternzeit,  

 
 

Krankheit oder Kuren sollen unschädlich sein.  Nach Ablauf der Frist soll sich der Gewerbetreibende 

nicht mehr auf die als Übergangsregelung konzipierte Bestandsschutzregelung berufen können. 

 

Petitum: Im Hinblick auf die Fristen sollte jedoch wie bei den Immobilienmaklern auf das Inkrafttre-

ten des Gesetzes (Art. 2 Abs. 2 dieses Gesetzes) abgestellt werden. Im Übrigen sollte wie oben darge-

stellt bei der Erbringung des Sachkundenachweises unerheblich sein, ob die bisherige Tätigkeit im 

eigen oder im fremden Namen erbracht wurde.   

 

 

VIII. Art. 2 – Inkrafttreten  

 

Das Gesetz tritt nach Art. 2 des Regierungsentwurfs in zwei Teilen in Kraft. Zunächst am Tag nach der 

Verkündung des Gesetzes, welches die Ermächtigungsgrundlage zum Erlass der Rechtsverordnung 

vorgibt, in der etwa die Inhalte der Sachkundeprüfung und die dieser gleichgestellten beruflichen 

Qualifikationen geregelt werden.  Die Erlaubnispflicht soll nach dem Regierungsentwurf rund neun 

Monate später in Kraft treten, und zwar am ersten Tag des zehnten auf die Verkündung folgenden 

Kalendermonats. Ein späteres Inkrafttreten ist nach der Gesetzesbegründung erforderlich, damit die 

Verwaltung die erforderlichen Vorkehrungen zum Vollzug der neuen Regelungen treffen kann. Auch 

sollen die für die Abnahme der Sachkundeprüfung zuständigen Industrie- und Handelskammern (IHK) 

Prüfungsordnungen erlassen sowie entsprechende Prüfungsverfahren und -ausschüsse einrichten 

können.  

Die Bundesregierung verweist zudem darauf, dass die  Erfahrungen  im  Bereich  der  Versicherungs-

vermittler (§ 34d GewO) und Finanzanlagenvermittler (§ 34f GewO) gezeigt haben, dass  für die Ge-

setzesumsetzung ein  erheblicher  zeitlicher  Vorlauf  erforderlich  ist,  damit  die  ordnungsgemäße 

Durchführung von Sachkundeprüfungen auf einem angemessenen Niveau gewährleistet werden 

kann. Der IVD schließt sich dieser Begründung vollumfänglich an. Darüber hinaus ist ein angemesse-

ner Umsetzungszeitraum von 18 Monaten auch deshalb erforderlich, da mit der Vorbereitung auf die 

neue Rechtslage erst begonnen werden kann, wenn die Rechtsverordnung in Kraft getreten ist oder 

zumindest der Bundesrat hierzu seine Zustimmung gegeben hat. Erst ab diesem Zeitpunkt können 

sich die rund 45.000 Gewerbetreibenden  (ca. 27.000 Immobilienmakler und ca. 17.700 WEG-

Verwalter) auf die neue Rechtslage vorbereiten und entscheiden, ob ein Vorbereitungskurs erforder-

lich ist. Auf der anderen Seite können die Vorbereitungskurse ihrerseits erst vorbereitet werden, 

wenn die Rechtsverordnung entsprechend gereift ist. Auch die Prüfungsordnungen der IHK können 

grundsätzlich erst erlassen werden, wenn die Rechtsverordnung vorliegt. Es ist insgesamt daher nicht 

nur erforderlich, die Rechtsverordnung rasch auf den Weg zu bringen, sondern auch eine angemes-

sene Umsetzungsfrist zu gewähren.  
 

Der Bundesrat hat empfohlen, die Umsetzungsfrist bis zum Inkrafttreten auf 18 Monate zu verlängern 

(BR-Drs. 496/16 (Beschluss)). Zu Recht verweist der Bundesrat dabei darauf, dass bei der Geset-

zesumsetzung Unvorhersehbares auftreten kann und deswegen ein weiterer Zeitpuffer erforderlich ist.  
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Petitum: Um eine angemessene Umsetzung der Neuregelungen zu gewährleisten, sollte das Gesetz 

in seinen wesentlichen Teilen entsprechend der Empfehlung des Bundesrates frühestens 18 Monate  

 

nach seiner Verkündung in Kraft treten. Dabei sollte das Gesetz am ersten Tag eines Monats in Kraft 

treten, und des neunzehnten Monats, der auf die Verkündung folgt.  

 

IX. Rechtsverordnung  
 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie soll nach dem Regierungsentwurf ermächtigt 

werden, mit Zustimmung des Bundesrates eine Rechtsverordnung zu erlassen. In der Rechtsverord-

nung sollen vor allem I. die Inhalte und das Verfahren für die Sachkundeprüfungen, II. die Ausnah-

men von der Erforderlichkeit einer Sachkundeprüfung und die Gleichstellung anderer Berufsqualifika-

tionen mit den Sachkundeprüfungen und III. die Höhe der Deckungssumme der Berufshaftpflichtver-

sicherung für Verwalter geregelt werden. 

 

Die Rechtsverordnung ist in ihrer inhaltlichen Ausgestaltung noch nicht Gegenstand des Gesetzge-

bungsverfahrens. Der IVD bittet dennoch mit Nachdruck darum, dass sich das BMWi, der Bundesrat 

und mitberatend der Bundestag frühzeitig mit der Rechtsverordnung befassen, damit sich die Betei-

ligten (Makler/Verwalter, Verwaltung, IHK, Bildungsinstitute etc.) frühzeitig auf die neue Rechtslage 

einstellen können. Gleichzeitig bittet der IVD darum, folgende Punkte zu berücksichtigen. 

 

 

3. Sachkundeprüfung  
 

Die Einführung einer Berufszulassungsregelung für WEG-Verwalter und Makler stellt vom Grunde her 

einen Eingriff in die Berufsfreiheit nach Art. 12 Grundgesetz (GG) dar. Der Sachkundenachweis in 

Gestalt einer bestimmten beruflichen Qualifikation oder in der Ablegung einer Prüfung stellt grund-

sätzlich „die mildeste, den Berufsanwärter am wenigsten belastende Form der Beschränkung“ dar 

(BVerfGE, Bd. 13, S. 115). Im Übrigen ist die geplante gesetzliche Regelung auch angemessen (vgl. 

Fachkundenachweis als Zulassungsvoraussetzung in § 34c GewO, Hans Peter Ipsen, 1973), wobei 

darauf zu achten ist, dass die Angemessenheit nicht durch die Rechtsverordnung mithin durch über-

zogene Anforderungen beseitigt wird. Die Prüfungsinhalte sollten daher so bemessen sein, dass die 

Berufszulassungsregelung insgesamt verhältnismäßig ist. Bei der Ausarbeitung des Prüfungskataloges 

und bei der Prüfungsabnahme sollten auch Experten aus der Praxis außerhalb des eigenen IHK-

Netzwerks einbezogen werden, um ein angemessenes Niveau zu erzielen.  

 

Die beteiligten Fachverbände, zahlreiche Immobilienakademien und der Deutsche Industrie und 

Handelskammertag (DIHK) haben für beide Berufsgruppen ein Curriculum erarbeitet, welches dem 

federführenden Ressort (BMWi) vorliegt (Anlage 2).  

 

 

4. Anerkennung/Gleichstellung von Qualifikationen  
 

Die  konkrete Ausgestaltung der Anerkennungsregelungen alternativer Berufe bzw. Qualifikationen 

ist ebenfalls der Rechtsverordnung vorbehalten; jedenfalls entspricht dies der Systematik ähnlicher  



 
 

IVD Stellungnahme Anhörung Sachkundenachweis - 24. März 2017  

 15 

 

Berufsregulierungen. Nach dem Gesetzentwurf soll die Anerkennung von Berufsqualifikationen im 

Einklang mit dem Europarecht stehen (Art. 1, Nr. 3 e).  

 

In der beruflichen Praxis der Makler und Verwalter haben sich innerhalb der EU in den letzten Jahren 

zahlreiche Studiengänge und Qualifikationen im Bereich der Erwachsenenfortbildung etabliert, nicht  

zuletzt auch aufgrund der breiten Bildungslandschaft. Es würde im Widerspruch zum Europarecht 

stehen und einen unverhältnismäßigen Eingriff in die Berufsfreiheit Art. 12 GG darstellen, wenn diese 

zahlreichen Abschlüsse, in die viel Zeit und Geld investiert wurde, unberücksichtigt bleiben würden.  

 

Trotz der langen Übergangszeit und der Möglichkeit, eine sechsjährige Tätigkeit nachzuweisen, steht 

zu befürchten, dass zahlreiche qualifizierte Makler und Verwalter noch eine Sachkundeprüfung bei 

der IHK ablegen müssen, wodurch sie nicht zuletzt auch finanziell (voraussichtlich 400 Euro Prüfungs-

gebühr) belastet werden. Dem Sachkundenachweis sollten folglich nachstehende Qualifikationen 

gleichgestellt werden: 

 

(a) Ausbildungsabschluss zum/zur Immobilienkaufmann/-frau  

 

(b) Ausbildungsabschluss zum/zur Immobilienfachwirt/-in  

 

(c) Abschluss einer bank- oder sparkassenkaufmännischen Ausbildung nebst 3 Jahren einschlägiger 

Praxis in der Vermittlung oder Erbringung des Nachweises der Gelegenheit zum Abschluss von Ver-

trägen nach § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 GewO-E oder in der Verwaltung von gemeinschaftli-

chem Eigentum im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes nach § 34c Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 

GewO-E.    

 

(d) Abschluss eines wirtschafts-, rechtswissenschaftlichen oder immobilienrelevanten Studiums an 

einer staatlich anerkannten Hochschule, Berufsakademie oder Fachschule nebst 3 Jahre einschlägiger 

beruflicher Praxis.   

 

(e) Abschluss einer kaufmännischen Ausbildung nebst 5 Jahren einschlägiger Praxis.  

 

Um dauerhaft stabile rechtliche Rahmenbedingungen sicherzustellen und im Hinblick auf die europä-

ische Harmonisierungsinitiative sollte die Dienstleistungsnorm DIN EN 15733:2009 als gleichwertiger 

Qualifikationsnachweis für die Maklerausübung anerkannt werden.  

 

 

5. Verwalter-Berufshaftpflichtversicherung 
 

Für die Berufshaftpflichtversicherung empfiehlt der IVD eine Deckungssumme in Höhe von jeweils 

mindestens 100.000 Euro. 
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D. Antrag der Bundestagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Wohneigen-

tumsrecht umfassend reformieren und modernisieren (BT-Drs. 18/8084) 
 

I. Einleitung 
 

Der IVD befürwortet eine Änderung des WEG-Rechtes zugunsten eines höheren Verbraucherschut-

zes, der letztlich auch zu einer Steigerung der Attraktivität des Wohneigentums als Altersvorsorge 

führen kann. Der IVD wird sich in der kommenden Legislaturperiode verstärkt für umfassende Ände-

rungen einsetzen, die inhaltlich in großen Teilen dem Antrag der Bundestagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN entsprechen.   

 

II. Anerkennung von Wohnungseigentümergemeinschaften als Verbraucher 
 

Nach dem Antrag der Bundestagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (BT-Drs. 18/8084) soll der Bun-

destag die Bundesregierung auffordern, Wohnungseigentümergemeinschaften (WEG) gesetzlich als 

Verbraucher anzuerkennen. Damit wäre ein seit langem bestehender Streit in der Literatur und der 

Rechtsprechung zugunsten der Verbraucher beendet. Zwar hat der Bundesgerichtshof (BGH) mit drei 

Urteilen vom 25.3.2015 (VIII ZR 243/13, VIII ZR 360/13 und VIII ZR 109/14) bereits klargestellt, dass 

auch Wohnungseigentümergemeinschaften Verbraucher sein können und die verbraucherschützen-

den Regelungen, insbesondere des AGB-Rechts bei Vertragsschlüssen mit ihnen Anwendung finden 

können. Dennoch wäre es wünschenswert, wenn dies auch gesetzlich geregelt wäre. 

 

Der IVD steht einer gesetzlichen Regelung grundsätzlich offen gegenüber, auch wenn eine gesetzliche 

Qualifikation einer bestimmten Gruppe als Verbraucher damit ein Novum wäre. Denn bisher findet 

sich im Gesetz grundsätzlich an keiner Stelle eine Qualifikation einer bestimmten Gruppe als Ver-

braucher. Vielmehr erfolgt die Qualifikation anhand der abstrakten Regelung des Verbraucherbegrif-

fes in § 13 BGB.    

 

 

III. Berufszulassungsregelung für gewerbliche Immobilienmakler und WEG-Verwalter 
 

1. Einbeziehung des Mietverwalters  
Nach dem vorliegenden  Antrag der Bundestagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN soll die Berufszu-

lassungsregelung in Gestalt eines Sachkundenachweises und dem Erfordernis einer Berufshaftpflicht-

versicherung auch auf Mietverwalter ausgeweitet werden. Der Gesetzentwurf begrenzt die Erlaub-

nispflicht auf den WEG-Verwalter. 

Der IVD befürwortet die Einbeziehung des Mietverwalters ausdrücklich (siehe C. I. – Stellungnahme 

zum Regierungsentwurf BT-Drs. 18/10190).  
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2. Sachkundenachweis von Mitarbeitern und Fortbildungsverpflichtung  
Nach dem Gesetzentwurf ist die Erlaubnispflicht auf den Gewerbetreibenden beschränkt. Mitarbeiter 

müssen demnach keinen eigenen Sachkundenachweis erbringen. Der Gewerbetreibende muss je-

doch sicherstellen, dass die mit der Tätigkeit befassten Personen ausreichend sachkundig sind. Eine 

Fortbildungsverpflichtung sieht der Gesetzentwurf weder für den Gewerbetreibenden noch für die 

Mitarbeiter vor.  

 

Der vorliegende Antrag der Bundestagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sieht auch für Mitarbeiter 

einen förmlichen Sachkundenachweis sowie eine Fortbildungsverpflichtung vor. 

 

Unternehmen, die im IVD Mitglied werden wollen, müssen gegenüber dem Verband nachweisen, 

dass sie eine ausreichende Sachkunde besitzen. Darüber hinaus müssen sich die Mitgliedsunterneh-

men zu einem lebenslangen Lernen verpflichten. Zusätzlich zu den Regelungen in der Satzung und 

den Standesregeln des IVD wurde ein Fortbildungssiegel eingeführt, das dem Verbraucher ein zusätz-

liches Vertrauen in eine regelmäßige Weiterbildung geben soll. Hieraus ergibt sich auch, dass der 

Gewerbetreibende dafür Sorge zu tragen hat, dass seine Mitarbeiter entsprechend qualifiziert sind 

und an Weiterbildungen teilnehmen, um die Erwartungen nicht zu enttäuschen. Für ein etwaiges 

Fehlverhalten seiner Mitarbeiter haftet der Unternehmer ggfls. sogar persönlich, so dass er auch aus 

diesem Grund ein erhebliches Interesse an einer Mitarbeiter-Qualifikation hat. Ein förmlicher Sach-

kundenachweis für Mitarbeiter erscheint auch vor dem zu erwartenden Erfüllungsaufwand nicht 

erforderlich. Die Einführung einer Fortbildungsverpflichtung für den Gewerbetreibenden und seiner 

Mitarbeiter wird befürwortet. 

 

Im Übrigen wird auf die obigen Ausführungen verwiesen (C., IV. – Stellungnahme zum Regierungs-

entwurf BT-Drs. 18/10190). 

 

3. Verzicht auf „Alte-Hasen-Regelung“?       
 

Der Gesetzentwurf sieht für Makler und WEG-Verwalter vor, dass der Sachkundenachweis nicht er-

bracht werden muss, wenn der Gewerbetreibende vor Inkrafttreten sechs Jahre lang ununterbro-

chen  tätig war. Nach dem vorliegenden Antrag der Bundestagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

soll diese sog. Alte-Hasen-Regelung nicht aufgenommen werden, so dass jeder Gewerbetreibende 

den Sachkundenachweis erbringen muss. 

 

Die Ausübung des Berufes des Maklers oder Verwalters ist in den letzten Jahren immer anspruchsvol-

ler geworden, da die zu beachtenden Regelungen zugenommen haben. Gleichzeitig sind auch die 

Erwartungen der Verbraucher an die Qualität gestiegen. Aus diesem Grund wäre es natürlich sinn-

voll, von jedem Gewerbetreibenden einen Sachkundenachweis zu verlangen, da die Berufserfahrung 

alleine kein Garant für eine ausreichende Qualifikation ist.  

 

Trotz der wünschenswerten einheitlichen Anforderungen an die Qualifikation, gibt es jedoch mehre-

re Gründe, die gegen einen Verzicht auf die „Alte-Hasen-Regelung“ sprechen.  

  



 
 

IVD Stellungnahme Anhörung Sachkundenachweis - 24. März 2017  

 18 

 

a) Gegen einen Verzicht sprechen auch verfassungsrechtliche Gründe. Ohne eine entsprechende 

Regelung wäre der Eingriff in die Berufsfreiheit belastend.   

 

Zunächst ist zwischen den beiden Gruppen zu unterscheiden, die durch das Gesetz betroffen sind. 

Zum einen sind dies diejenigen, die erstmals eine Makler- oder Verwaltertätigkeit ausüben wollen. 

Die mit der Neuregelung verbundene subjektive Berufswahlbeschränkung dieser Gruppe ist zum 

Schutz besonders wichtiger Gemeinschaftsgüter, also hier das Vermögen der Verbraucher, gerecht-

fertigt, da der Verbraucherschutz in diesem Fall Vorrang vor der Freiheit des Einzelnen hat.  

 

Bei denjenigen, die den Beruf bereits ausüben, sind jedoch höhere Maßstäbe anzusetzen, da sie die 

Erlaubnis bereits haben (Makler) bzw. die Tätigkeit bereits ausüben (Verwalter). Es kann zwar vermu-

tet werden, dass die Gruppe aufgrund ihrer Berufserfahrung ausreichend qualifiziert ist, die Sach-

kundeprüfung zu bestehen. Gewiss ist dies aber nicht, so dass sich im Fall des Nichtbestehens der 

Eingriff in die Berufsfreiheit für diese Gewerbetreibenden als besonders intensiv darstellen würde. 

Erhebliche Folgen für die Betroffenen und ihre Familien, die aufgrund ihrer Tätigkeit eine Existenz 

aufgebaut haben, wären unvermeidbar.  

 

Zudem kann sich diese Gruppe auch auf einen Vertrauensschutz berufen, den sie mit Erteilung der 

Genehmigung bzw. Aufnahme der Tätigkeit erlangt hat. In den vergangenen Jahren wurde aus diesen 

Gründen auch bei den anderen  gewerblichen Tätigkeiten, die reguliert wurden, eine „Alte-Hasen-

Regelung“ aufgenommen, etwa beim Versicherungsvermittler (§ 34d GewO i.V.m. § 1 Abs. 4 Vers-

VermV), beim Finanzanlagevermittler (§§ 34f, § 157 Abs. 3  GewO) und beim Immobiliardarlehens-

vermittler (§§ 34i, 160 Abs. 3 GewO). Beim Immobiliardarlehensvermittler ist die Alte-Hasen-Reglung 

auch europarechtlich vorgesehen (Wohnimmobilienkreditrichtlinie – 204/17/EU, Anhang III), so dass 

es auch insoweit um eine übliche Regelung handelt.  

 

b) 

Für eine „Alte-Hasen-Regelung“ spricht auch, dass hierdurch nicht nur der Erfüllungsaufwand der 

Wirtschaft gering gehalten werden kann. Nach dem Regierungsentwurf sind für die Ablegung der 

Sachkundeprüfung 400 € anzusetzen. Multipliziert man die Gebührenhöhe mit der Anzahl der be-

troffenen Gewerbetreibenden, ergäbe sich hieraus zu den 10,7 Mio. Euro ein zusätzlicher Erfüllungs-

aufwand von weiteren 17,8 Mio. Euro, ohne die notwendigen Opportunitätskosten einzubeziehen 

(BT-Drs. 18/10190, S. 14). Auch der Erfüllungsaufwand für die Verwaltung würde sich ohne „Alte-

Hasen-Regelung“ vervielfachen.        

Petitum: Auf die „Alte-Hasen-Regelung“ sollte vor dem Hintergrund des erhöhten Erfüllungsaufwan-

des nicht verzichtet werden.  
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4. Einführung eines zentralen Registers bei den IHK 

 

Das mit dem Antrag begehrte Register, in dem alle Immobilienmakler und Verwalter enthalten sein 

sollen, wird seitens des IVD befürwortet, auch wenn der Erfüllungsaufwand recht groß sein dürfte. 

Hier wird allerdings angeregt, in dem Register Angaben zu einer persönlichen Berufsqualifikation und 

zu einer Verbandszugehörigkeit vorzusehen.   

 

 

IV. Änderungen im WEG-Recht 
 

Der IVD begrüßt die von der Bundestagsfraktion Bündnis 90/ Die Grünen geforderten Regelungen 

ausdrücklich. Der IVD plant hierzu in Kürze einen WEG-Gipfel (ein WEG-Spitzengespräch) mit hoch-

rangigen Experten von deutschen Gerichten und renommierten Persönlichkeiten aus der Rechtsan-

waltspraxis. 

1. Regelungen bezüglich der Transparenz und der Verwaltung von WEG-Finanzen im WEG-
Recht 

 
a) 

Nach dem Antrag der Bundestagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (BT-Drs. 18/8084) soll der Bun-

destag die Bundesregierung auffordern, Regelungen bezüglich der Transparenz und der Verwaltung 

von WEG-Finanzen im WEG-Recht zu schaffen.  

 

Der IVD begrüßt grundsätzlich den Schutz von WEG-Konten vor Mißbrauch. Notwendig ist hierfür die 

gesetzliche Fixierung der Pflicht des Verwalters zur Führung von Fremdgeldkonten (auf den Namen 

der Gemeinschaft), um WEG-Konten besser vor Missbrauch zu schützen und Rechtssicherheit auf 

Seiten der Eigentümer und Verwalter zu erlangen.  

 

Treuhandkonten sind im Gegensatz zu Fremdgeldkonten nicht ausreichend gesichert. Der Verwalter 

wird als Kontoinhaber ausgewiesen. Zwar muss der Verwalter nach dem Geldwäschegesetz und der 

Abgabenverordnung den wirtschaftlich Berechtigten gegenüber der Bank benennen, so dass erkenn-

bar ist, wem das Geld gehört. Treuhandkonten sind für den Eigentümer allerdings schwerer zu kon-

trollieren, der möglicherweise illegale Zugriff auf das WEG-Geld wird damit erleichtert. 

 

Dagegen bieten offene Fremdgeldkonten mehr Sicherheit. Sie erleichtern Wohnungseigentümern 

und Verwaltungsbeiräten die Kontrolle über den Umgang des Verwalters mit ihrem Geld, da die WEG 

Kontoinhaber bleibt. Auch Gläubiger eines Mitglieds der Eigentümergemeinschaft können nicht auf 

die Gelder zugreifen, da nur die Gemeinschaft Eigentümerin ist. Fremdgeldkonten sind im Gegensatz 

zu Treuhandkonten pfändungs- und insolvenzsicher und schützen die Eigentümer damit weitestge-

hend vor Vermögensverlusten. 

 

Eigentümer und Verwalter wissen oft nicht welche Rechte Pflichten sie diesbezüglich haben und wel-

che Risiken mit der Führung eines Treuhandkontos verbunden sind. 
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Die Pflicht zur Fremdgeldkontenführung sollte daher in den gesetzlichen Katalog der ordnungsgemä-

ßen Verwaltung, § 21 Abs. 5 WEG aufgenommen werden. 

 

b) 

Der vorliegende Antrag der Bundestagsfraktion sieht auch die Forderung nach umfassenden Informa-

tionen der Eigentümer über Kreditrisiken bei gemeinsamer Kreditaufnahme vor. Dies sieht der als 

IVD als Selbstverständlichkeit an. Auch begrüßt der IVD die Forderung nach umfassender Aufklärung. 

Hier erscheint es auch sinnvoll, Informationskampagnen zu Verbraucherschutzaspekten im Umgang 

mit dem Wohnungseigentum zu schaffen. 

 

c) 

Auch stimmt der IVD der Forderung zu, dass bei der Abrechnung von WEG-Kosten mehr Transparenz 

hergestellt werden sollte. Dies dient den beiderseitigen Interessen von Eigentümern und Verwaltung 

und kann Unstimmigkeiten und Fehler auf beiden Seiten vermeiden helfen. Aus Sicht des IVD wäre es 

sinnvoll, eine Regelung zu schaffen, welche die Einsichtnahme in Jahresabrechnungen und Wirt-

schaftspläne in Textform bereits mit der Einladung zur Eigentümerversammlung, auf welcher die 

Abrechnungen beschlossen werden sollen, ermöglicht. Derzeit ist eine Einsichtnahme oder Vor-

abübersendung der Abrechnungen nicht obligatorisch. In der Praxis werden die zu beschließenden 

Abrechnungen teilweise erst in der Versammlung vorgelegt, so dass eine Prüfung oder Korrektur vor 

Beschlussfassung kaum möglich ist. Die Prüfungsmöglichkeit wird zeitlich auf den Zeitraum nach der 

Beschlussfassung verlagert. Eine Korrektur der Abrechnung nach Beschlussfassung ist nicht ohne 

Weiteres möglich. Zur Vermeidung der Bestandskraft des Beschlusses müsste dann u.U. vorsorglich 

ein kosten- und zeitaufwändiges Klageverfahren eingeleitet werden.  

 

d) 

Begrüßenswert ist auch die Vereinfachung der Einberufung von Eigentümerversammlungen, ggf. 

durch ein geringeres Quorum von Eigentümern (bisher 25 %) oder die gesetzliche Regelung einer 

Spontanversammlung (alle Eigentümer ggf. auch ohne Verwalter).  

 

Nach der bisherigen gesetzlichen Regelung wird die Versammlung vom Verwalter einberufen. Fehlt 

dieser oder weigert sich pflichtwidrig, kann diese auch vom Beiratsvorsitzenden einberufen werden. 

Ein Einberufungsverlangen kann darüber hinaus auch von mehr als einem Viertel der Wohnungsei-

gentümer verlangt werden. Sowohl das Einberufungsverlangen durch die Eigentümer, als auch durch 

den Beiratsvorsitzenden bürdet den Eigentümern sowohl zeitliche, als auch personelle Probleme auf. 

Sind weder der Verwalter, noch der Beirat zur Einberufung bereit, ist die Durchführung einer Ver-

sammlung und wirksame Beschlussfassung nahezu unmöglich. 

 

e) 

Auch die Stärkung der Stellung des Beirates innerhalb der Gemeinschaft erscheint im Hinblick auf die 

dem Beirat gesetzlich zugewiesenen Aufgaben sinnvoll. Der IVD begrüßt ausdrücklich die Schaffung 

bzw. den Ausbau von Beratungs-und Schulungsangeboten für die Beiratsmitglieder. Häufig werden 

die Kompetenzbereiche von Beiräten und Verwaltern nicht klar getrennt, da die Aufgaben und  
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Pflichten nicht bekannt sind, sich überschneiden oder gar eine Untätigkeit durch den originär nicht 

zuständigen Personenkreis kompensiert wird. (z.B. Beirat beauftragt Baufirmen, übernimmt die 

Kommunikation und Abstimmung mit den Eigentümern, Einberufung einer Eigentümerversammlung) 

 

In der Praxis übernimmt der Beirat nicht selten Aufgaben, die originär dem Verwalter zugordnet sind 
oder er sieht sich als Vertreter der Eigentümergemeinschaft. Nach dem Gesetz stehen dem Beirat 
keine eigenen Entscheidungsbefugnisse zu. Das Gesetz weist dem Beirat lediglich eine Unterstützer-
funktion für den Verwalter insbesondere im Bereich der Abrechnungserstellung (rechnerische und 
sachliche Prüfung von Jahresabrechnung/Wirtschaftsplan), Prüfung von Kostenvoranschlägen für 

bauliche Maßnahmen zu Erarbeitung von Vorschlägen, Stellungnahmen, Erörterungen von Sach-
verhalten und engen Kontrollaufgaben. Nicht originär zuständig ist der Beirat für die Erteilung von 
Aufträgen, dies kann nur gemeinsam und in Abstimmung mit dem Verwalter erfolgen. Eine klare 
Trennung und Aufgabenzuweisung kann dem Zusammenspiel von Beirat und Verwaltung aus Sicht 
des IVD nur dienlich sein.  
 

Hier gilt es allerdings zu bedenken, dass eine Ausweitung der Beiratsbefugnisse nicht zu einer Ein-

schränkung der Verwaltungstätigkeiten führen sollte, damit eine ordnungsgemäße Verwaltung und 

Durchführung der gesetzlichen Aufgaben des Verwalters sicher gestellt ist. Bei einer Ausweitung der 

Aufgaben des Beirates z.B. als Kontrollorgan, sollten Inhalt und Umfang zur Klarstellung und Rechtssi-

cherheit gesetzlich konkret fixiert werden.  

 

Petitum: Die WEG-Finanzen sollten sicherer gestaltet und vor Missbrauch geschützt werden. Die 

Rechte und Pflichten von Wohnungseigentümern, Verwaltern und Beiräten sollten transparenter 

gestaltet werden um ein konstruktives Miteinander zu ermöglichen. 

 

 
2. Umbaumaßnahmen und Sanierungen von WEG 

 
a) 

Nach dem Antrag der Bundestagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (BT-Drs. 18/8084) soll der Bun-

destag die Bundesregierung auffordern, Umbaumaßnahmen und Sanierungen in Eigentümergemein-

schaften zu ermöglichen. 

 

Der IVD begrüßt ausdrücklich die Schaffung von Rechtssicherheit in der Abgrenzung der einzelnen 

baulichen Maßnahmen in einer Eigentümergemeinschaft. Das Gesetz sieht verschiedene Begrifflich-

keiten und Beschlussmehrheiten für bauliche Maßnahmen vor, die weder für den Eigentümer als 

Verbraucher, noch die Verwaltung, ohne vertiefte Rechtskenntnisse zweifelsfrei erkennen lassen, in 

welcher Form und mit welcher Beschlussmehrheit rechtswirksame Beschlüsse über Sanierungs- und 

Instandhaltungsmaßnahmen gefasst werden können. Der IVD würde es begrüßen, wenn Regelbei-

spiele von Sanierungs- und Instandhaltungsmaßnahmen gesetzlich fixiert werden. 

 

Zur Durchsetzung der klimapolitischen Ziele erscheint es aus Sicht des IVD unerlässlich die gesetzli-

chen Voraussetzungen für die energetische Sanierung von WEG-Gebäuden sowohl hinsichtlich der 

Qualifizierung und Zuordnung zum Maßnahmenkatalog des WEG, als auch der erforderlichen  
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Beschlussmehrheiten zu erleichtern. Aus unserer Sicht sollte dies nicht ausschließlich auf die Fassa-

densanierung beschränkt werden. Die Absenkung der erforderlichen Beschlussmehrheit auf höchs-

tens die doppelt qualifizierte Mehrheit begrüßen wir ausdrücklich. Die einstimmige Beschlussfassung 

der Eigentümergemeinschaft, wie sie bei energetischen und baulichen Veränderungen an der Fassa-

de bei fehlendem Instandhaltungsrückstau regelmäßig erforderlich ist, führt in der Praxis zur Un-

durchführbarkeit bzw. deutlichen Verzögerungen solcher Maßnahmen, wenn nur ein Eigentümer der 

Maßnahme nicht zustimmt.  

 

b)  

Ebenso wird dies auch im Hinblick auf die Förderung von Maßnahmen des barrierefreien Umbaus 

erachtet. Auch bauliche Veränderungen, die der Barrierefreiheit dienen, stehen im Regelfall unter 

dem Vorbehalt der Zustimmung aller Eigentümer. Um derartige Maßnahmen auch effektiv und zeit-

nah umsetzen zu können, sollte die Hürde des Quorums und des erforderlichen Abstimmungsergeb-

nisses (Einstimmigkeit) deutlich abgesenkt werden. § 554 a BGB sieht einen Anspruch des Mieters auf 

Zustimmung zur baulichen Veränderung bei berechtigtem Interesse vor, ggf. unter der Bedingung 

einer angemessenen  Sicherheit für den Rückbau. Diese Regelung könnte sinngemäß in das WEG 

übertragen werden und die Zustimmung der Eigentümer von der vollständigen oder teilweisen Kos-

tenübernahme für Errichtung und Instandhaltung durch den betreffenden Eigentümer abhängig ge-

macht werden. 

 

c) 

Der vorliegende Antrag der Bundestagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sieht insbesondere auch 

die Schaffung einer Instandhaltungsrücklagepflicht vor.  

 

Das Gesetz sieht die  Ansammlung einer angemessenen Instandhaltungsrücklage bereits als Maß-

nahme der ordnungsgemäßen Verwaltung vor § 21 Abs. 5 Ziff. 4 WEG. Nach der derzeitigen Geset-

zeslage können die Eigentümer allerdings durcheine  Vereinbarung (Teilungserklärung, Gemein-

schaftsordnung) die Ansammlung einer Instandhaltungsrücklage gänzlich ausschließen. Soweit von 

dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht wird, besteht die Gefahr, dass die künftig notwendigen In-

standhaltungs-und Instandsetzungsmaßnahmen, finanziell nicht mehr gesichert werden können.  

Aus Sicht des IVD könnte die Pflicht zur Schaffung der Instandhaltungsrücklage bereits dadurch si-

chergestellt werden, dass die Abdingbarkeit dieser gesetzlichen Regelung ausgeschlossen wird.  

 

Die Höhe der erforderlichen Rücklagen wird derzeit nach verschiedenen Berechnungsmethoden fest-

gelegt. Hierbei werden entweder das Alter des Gebäudes, die Nutzungsintensität, die Reparaturanfäl-

ligkeit oder die Baukosten im Erstellungsjahr als Maßstab für die Berechnung herangezogen. Der IVD 

würde es befürworten, wenn zur Vereinfachung und Klarstellung die Höhe der Instandhaltungsrück-

stellung nach einer einheitlichen Berechnungsmethode gesetzlich geregelt würde. 

 

d) 

Auch begrüßen wir den vorliegenden Antrag der Bundestagsfraktion ausdrücklich dahingehend, dass 

die Umwandlung unsanierter Mietwohnungen in Eigentümergemeinschaften unter den Vorbehalt  
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des Vorhandenseins einer ausreichenden Instandhaltungsrücklage gestellt wird. Die Rücklage dient 

dem Erhalt des gemeinschaftlichen Eigentums und muss die (künftigen) Eigentümer vor finanziellen 

Belastungen schützen, die mit dem Erwerb bzw. der Umwandlung der Mietwohnung in Eigentum 

einhergehen können.  

 

e)  

Auch stimmt der IVD in Ergänzung zu den sachlichen Voraussetzungen von Umbaumaßnahmen und 

energetischen Sanierungen der Forderung zur finanziellen Machbarkeit zu. Der IVD befürwortet aus-

drücklich sowohl den Ausbau bzw. die Aufstockung der vorhandenen KFW- Programme, als auch die 

Neuauflage von Programmen zur energetischen Sanierung, sowohl in Form von langfristigen, zins-

günstigen anlauffreien Krediten, als auch Zuschüssen. Insbesondere die Zuschussvariante bietet ei-

nen großen Anreiz zur Durchführung energetischer Maßnahmen. 

 

In der Praxis hat sich die Zuschussvariante aber als unzureichend herausgestellt. So waren die zur 

Verfügung gestellten Mittel der KfW  im Bereich des barrierefreien Umbaus bereits Mitte des Jahres 

2016 aufgebraucht.  

 

Auch stellt sich das derzeitige Antragsprozedere der KfW als nicht praktikabel und zu langwierig her-

aus. Die Anträge können nur online gestellt werden  und müssen hinsichtlich der technischen Vo-

raussetzungen von einem Sachverständigen vorab bestätigt werden. Die ausführenden Unternehmen 

sind regelmäßig nicht bereit, vorab ohne Auftragserteilung derartige Prüfungen durchzuführen und 

zu quittieren. 

 

Der IVD begrüßt die Bildung steuerlicher Anreize in Ergänzung zu Krediten und Zuschüssen.  

 

Petitum: Umbau- und Sanierungsmaßnahmen sollten gesetzlich genauer definiert werden. Die 

Durchführung dieser Maßnahmen sollte insbesondere durch erleichterte Beschlussfassung und die 

Erweiterung von öffentlichen Fördermitteln einen Anreiz erfahren. 

 

 
3. Möglichkeiten einer außergerichtlichen Streitbeilegung bei Rechtsstreitigkeiten unter Be-

teiligung von WEG stärken 

 
Nach dem vorliegenden Antrag der Bundestagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN soll auch die Mög-

lichkeit einer außergerichtlichen Streitbeilegung bei Rechtsstreitigkeiten unter Beteiligung von Eigen-

tümergemeinschaften gestärkt werden. 

 

a)  

Der IVD begrüßt ausdrücklich die Vereinfachung der Erledigung von Rechtsstreitigkeiten innerhalb 

der WEG. Bislang lassen sich Beschlussfassungen der Eigentümer nur im Wege des gerichtlichen An-

fechtungsklageverfahrens angreifen. Eine gute Möglichkeit wäre zum einen die Hemmung der ohne-

hin recht kurz bemessenen Anfechtungsfrist (1 Monat) bei Durchführung eines Schlichtungsverfah-

rens und andererseits die Aufhebung der Streitwertobergrenze von 5.000 EUR. Die Gemeinschaft,  
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aber auch der einzelne Eigentümer sollten in ihrer Entscheidungsfreiheit und autonomen Gestal-

tungsmöglichkeit gestärkt werden. 

 

Die Praxis zeigt, dass sowohl die Eigentümer, als auch die Verwaltungen in vielen Fällen versuchen, 

eine außergerichtliche Klärung von Unwägbarkeiten bspw. im Zusammenhang mit Jahresabrechnun-

gen oder Sanierungsmaßnahmen untereinander herbeizuführen. Die Kürze der Klagefrist lässt eine 

außergerichtliche Klärung ggf. auch unter Einbeziehung des Beirates, aller Eigentümer oder Dritter 

häufig nicht zu, so dass für die Eigentümer häufig nur der Weg zum Gericht bleibt. Dies bedeutet in 

vielen Fällen die Belastung des Gemeinschaftsverhältnisses mit Missstimmungen und Vertrauensver-

lust, die ein weiteres friedliches Zusammenleben behindern. Der IVD begrüßt ausdrücklich die Schaf-

fung der Möglichkeit, ein außergerichtliches Schlichtungsverfahren unter Aufrechterhaltung des Kla-

geweges durchzuführen.  

 

b)  

Auch der IVD ist der Auffassung, dass eine Streitwertobergrenze in Höhe von 5.000 EUR den Angele-

genheiten einer WEG nicht gerecht wird. Aufgrund der Größenunterschiede der Gemeinschaften und 

der Vielfältigkeit der Angelegenheiten erscheint es nicht sinnvoll eine pauschale Wertgrenze zu zie-

hen. Die Möglichkeit der außergerichtlichen Streitbeilegung wäre damit erheblich eingeschränkt oder 

gerade in größeren Eigentümergemeinschaften, deren Streitigkeiten aufgrund des Umfanges wesent-

lich kostenintensiver sind, sogar ausgeschlossen. 

 

c)  

In Ergänzung zum vorliegenden Antrag der Bundestagsfraktion vertritt der IVD die Auffassung, dass 

ungeachtet der außergerichtlichen Streitbeilegung, die gesetzliche Frist für die Klageerhebung ver-

längert und die Klagebegründungsfrist aufgehoben werden sollte. In den meisten Fällen (Beschluss-

anfechtungen) lassen sich die Erfolgsaussichten einer Klage innerhalb der nur 1-monatigen Frist nicht 

rechtssicher prüfen, da entweder das Protokoll der Versammlung erst kurz vor Ablauf der Anfech-

tungsfrist eingesehen werden kann oder eine Belegeinsicht und Prüfung von Abrechnungsunterlagen 

erforderlich ist. Die kurze Frist zwingt allerdings dazu, auch ohne umfassende rechtliche und sachli-

che Prüfung vorsorglich zur Fristwahrung eine Klage einreichen zu müssen. 

 

Petitum: Die außergerichtliche Streitbeilegung, insbesondere zur Überprüfung von Beschlussfassun-

gen innerhalb der Gemeinschaft, sollte Vorrang vor dem gesetzlichen Beschlussanfechtungsverfahren 

haben. 

 

 
4. Stellung der WEG gegenüber der Verwaltung stärken 

 
Nach dem Antrag der Bundestagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (BT-Drs. 18/8084) soll der Bun-

destag die Bundesregierung auffordern, die Stellung der WEG gegenüber dem Verwalter/ Verwalte-

rin zu stärken. 
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a) 

Der vorliegende Antrag der Bundesfraktion sieht insbesondere die Schaffung eines Abberufungskata-

loges für Verwalter vor. Auch dies sieht der IVD insbesondere im Hinblick auf die  

Transparenz des Rechtsverhältnisses zwischen WEG und Verwalter als begrüßenswert an. Das Gesetz 

sieht die Abberufung des Verwalters nur aus wichtigem Grund vor. Dieser unbestimmte Rechtsbegriff 

wirft in der Praxis einige Probleme auf, da er sich nur anhand einer umfassenden Würdigung des  

 

Innenverhältnisses bestimmen lässt und die Entscheidung über das bestehende Vertrauensverhältnis 

und die Zumutbarkeit der Zusammenarbeit mit dem Verwalter auf das gerichtliche Verfahren verla-

gert.  

 

Mit einer gesetzlichen Fixierung der in der Praxis häufig vorkommenden, wichtigen Abberufungs-

gründe (Regelbeispiele), wird für beide Seiten Rechtsklarheit geschaffen und ein drohender Rechts-

streit über die Wirksamkeit einer Abberufung transparenter gemacht und ggf. abgewendet. 

 

b)  

Auch der IVD begrüßt die Einschränkung von Universalvollmachten im Hinblick auf die Wahl und Be-

stellung des Verwalters. Damit kann zum einen der Missbrauch einer Vollmacht verhindert und auch 

das Bewusstsein der Eigentümer für ihre Entscheidungshoheit und Verbundenheit mit der Gemein-

schaft gestärkt werden. 
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Anlage I – Rechtsprechungsübersicht  
Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Berufszulassungsregelung für gewerbliche 

Immobilienmakler und WEG-Verwalter (BT-Dr. 18/10190) 

I. Zivilprozesse gegen Makler  

Diese Übersicht führt verschiedene gerichtliche Entscheidungen auf, die eine Streitigkeit mit einem 

Makler zum Gegenstand hatten. Streitigkeiten zwischen einem Immobilienmakler und ihren Kunden 

werden nicht gesondert in den Statistiken der Bundesländer und des Statistischen Bundesamtes 

(Rechtspflege, Zivilgerichte, Fachserie 10 Reihe 2.1) geführt. Daher erfolgt eine exemplarische 

Darstellung verfügbarer Gerichtsentscheidungen:  

Entscheidungen des Bundesgerichtshofes (BGH) 

 BGH, Beschluss vom 10.11.2016 – I ZR 235/15 (Haftung des Immobilienmaklers bei 

fehlerhaften Angaben gegenüber einem Kaufinteressenten. Die unter Verstoß gegen die 

Prüfungspflicht des Maklers erfolgte Übermittlung unrichtiger, für die Vermarktung 

nachteiliger Informationen gegenüber einem Kaufinteressenten begründet eine 

Pflichtverletzung des mit dem Verkäufer bestehenden Maklervertrags).  

 BGH, Beschluss vom 2.12.2015, I ZR 47/15 (Haftung des Maklers für 

Grundstückswerteinschätzung durch einen Mitarbeiter). 

 BGH, Beschluss vom 22.7.2015, V ZR 245/14 (Makler war Repräsentant des Verkäufers – 

fehlende Aufklärung über Feuchtigkeitsschäden). 

 BGH, Urteil vom 25.10.2013, Az. V ZR 9/13 (Erwerb einer Steuersparimmobilie: 

Beratungspflichtverletzung des Vermittlers). 

 BGH, Urteil vom 15. Januar 2009, Az. III ZR 28/08 (Haftung des Maklers wegen Verschweigens 

eines ihm bekannten Umstandes, der erkennbar für die Willensbildung seines Auftraggebers 

erheblich ist, so dass der Käufer bei Kenntnis des Umstandes die Immobilie nicht erworben 

hätte).  

 BGH, Urteil vom 18.1.2007, III ZR 146/06 (Haftung des Maklers wegen unrichtiger Angaben: 

Zwar darf der Makler Informationen, die er von dem Veräußerer erhalten hat, grundsätzlich 

ungeprüft weitergeben (BGH, Urteil vom 16. September 1981, Az. IVa ZR 85/80 - NJW 1982, 

1147). Das setzt allerdings voraus, dass der Makler die betreffenden Informationen - 

insbesondere, wenn er diese in einem eigenen Exposé über das Objekt herausstellt - mit der 

erforderlichen Sorgfalt eingeholt und sondiert hat; dazu gehört, dass der Makler keine 

Angaben der Verkäuferseite in sein Exposé aufnimmt, die nach den in seinem Berufsstand 

vorauszusetzenden Kenntnissen ersichtlich als unrichtig, nicht plausibel oder sonst als 

bedenklich einzustufen sind. Käufer verlangen vom Makler € 40.000 Schadenersatz). 

 BGH, Urteil vom 22.9.2005, Az. III ZR 295/04 (Aufklärungspflicht des Maklers gegenüber 

Vertragsgegner (hier: Käufer): Der Makler ist dem Vertragsgegner nach den Grundsätzen der 

culpa in contrahendo (vgl. jetzt § 311 Abs. 2 BGB) zur Aufklärung verpflichtet, wenn er  
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Kenntnis davon hat, dass sein Kunde bei einem vereinbarten Gewährleistungsausschluss 

unrichtige Angaben über den Zustand des Vertragsgegenstandes(hier: Hausbockbefall einer 

alten Jugendstilvilla) macht. 

 BGH, Urteil vom 24.1.2002, Az. III ZR 63/01 (Der Makler hat den Auftraggeber über alle ihm 

bekannten Umstände aufzuklären, die für dessen Entschließung von Bedeutung sein können. 

Umgekehrt darf er dem Auftraggeber keine Informationen erteilen, für die es an einer 

ausreichenden Grundlage fehlt. Die Erklärungen des Maklers müssen insgesamt so beschaffen 

sein, dass sie seinem Kunden keine unzutreffenden Vorstellungen vermitteln (Festhaltung 

BGH, 28. September 2000, Az. III ZR 43/99, NJW 2000, 3642)). 

 BGH, Urteil vom 28.9.2000, Az. III ZR 43/99 (Schadensersatzhaftung und Richtigstellungspflicht 

des Maklers für unrichtige Angaben und zu seiner Pflicht, solche Angaben richtig zu stellen. 

Hier: Realisierbarkeit einer Einliegerwohnung im Untergeschoß eines Einfamilienhauses. 

Käufer verlangen vom Makler DM 130.000,00 – Annahme einer schuldhaften Verletzung des 

Maklervertrags wurde vom BGH bejaht). 

 BGH, Urteil vom 27.11.1998, Az. VI ZR 377/97 (Wenn ein Makler in einem persönlichen 

Berechnungsbeispiel Renovierungskosten als sofort abzugsfähige Werbungskosten darstellt, 

das Finanzamt diese hingegen zu den Anschaffungskosten rechnet, wodurch der versprochene 

Steuervorteil wesentlich niedriger ausfällt, so haftet der Makler wegen Verletzung des 

Beratungsvertrages. Der Makler hätte auf die Unsicherheiten der steuerlichen Rechtslage 

hinweisen müssen).  

 BGH, Urteil vom 2.6.1995, Az. VI ZR 52/94 (hier ging es um die Frage, ob der Verkäufer für die 

Erklärungen des Maklers haftet, weil er diesem die Verhandlungen überlassen hatte und der 

Makler sein Erfüllungsgehilfe sei). 

 BGH, Urteil vom 18.12.1981, Az. V ZR 207/80 (Schadensersatzpflicht des Maklers bei 

Verschweigen eines wesentlichen Umstandes: Hat der Makler einen ihm bekannten Umstand, 

der für die Willensentschließung seines Auftraggebers wesentlich sein konnte, diesem 

verschwiegen und hätte bei Kenntnis dieses Umstandes der Auftraggeber das Geschäft nicht 

abgeschlossen, so ist der Makler wegen positiver Vertragsverletzung grundsätzlich verpflichtet, 

den Auftraggeber so zu stellen, als hätte dieser das Geschäft nicht abgeschlossen). 

 BGH, Urteil vom 8.7.1981, Az. IVa ZR 244/80 (Eine Hinweispflicht als Nebenpflicht besteht für 

den Makler dann, wenn die Bedeutung, die der fragliche Umstand für den Entschluß des 

Auftraggebers hat, für den Makler erkennbar ist und wenn der Auftraggeber gerade 

hinsichtlich dieses Umstandes offenbar belehrungsbedürftig ist). 

 BGH, Urteil vom 12.2.1981, Az. IVa ZR 103/80 (Wenn der Makler Verkaufsprospekte von 

Bauherrengemeinschaften verwendet und sich hierin Hinweise auf einen notariellen Festpreis 

und andere Sicherheitsvorkehrungen finden, wird darin – bei späterer 

Baukostenüberschreitung – grundsätzlich keine Garantieerklärung des Maklers erblicken  
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lassen. Der Makler kann aber aufgrund mangelnder Aufklärung haften, die sich daraus ergibt, 

dass der Erwerber nicht ausreichend über die Tragweite unterrichtet worden ist). 

 BGH, Urteil vom 8.7.1981, Az. IVa ZR 244/80 (Haftung des Immobilienmaklers wegen 

fehlerhafter Rechtsberatung: Aufrechnung gegen Maklerlohnanspruch mit 

Schadensersatzforderung wegen Verletzung von Hinweispflichten - Unterbliebene 

Unterrichtung über dreijährige Sperrfrist für Kündigung - Umfang der Informationspflichten 

des Maklers - Bedeutsamkeit des Umstands der Nutzbarkeit einer Eigentumswohnung nach 

dem Erwerb).  

 BGH, Urteil vom 2.4.1970, Az. VII ZR 153/68 (Im Rahmen der Aufklärungspflicht des Maklers 

hat dieser seinen Kunden  die ihm bekannten rechtlichen und tatsächlichen Umstände 

mitzuteilen, die für den Geschäftsabschluss und die Willensbildung des Maklerkunden von 

Bedeutung sind. Hierzu gehören etwa Schwammverdacht, wiederholte Überflutung von 

Kellerräumen, Bauverbote, Verdacht von Trocken- und Nassfäule).  

 

Entscheidungen der Oberlandesgerichte (OLG) 

 OLG München, Urteil vom 19.11.2014, Az. 20 U 2215/14 (Haftung des Maklers auf 

Schadenersatz, wenn im Exposé angegeben war, dass das Haus vollständig unterkellert sei, 

dies aber nicht zutrifft). 

 OLG Oldenburg, Beschluss vom 10.7.2014, Az. 4 U 24/14 (Verwirkung der Provision wegen 

Verletzung der Aufklärungspflicht: es war bereits ein formelles Denkmalschutzverfahren über 

die Immobilie eingeleitet worden). 

 OLG Hamm, Beschluss vom 27.6.2011, Az. 18 W 11/11 (Der Maklerkunde darf sich regelmäßig 

auf die Beratung des Maklers als Fachmann verlassen). 

 OLG Hamm, Urteil vom 29.4.2010, Az. 22 U 127/09, (Die unrichtige Angabe des Baujahrs eines 

verkauften Hauses in einem veröffentlichten Maklerexposé begründet unter dem 

Gesichtspunkt der Beschaffenheitserwartung einen Sachmangel, für den der Verkäufer trotz 

vereinbarten Gewährleistungsausschlusses wegen Arglist haftet, wenn er dem Makler die 

Information ohne tatsächliche Grundlage („ins Blaue hinein“) erteilt hatte. 

 Brandenburgisches OLG, Beschluss vom 28.4.2009, Az. 3 U 19/09. 

 OLG Frankfurt, Urteil vom 13.2.2008, Az. 15 U 137/07 (Wenn ein Grundstücksmakler im Exposé 

unrichtige Angaben zum Sanierungszustand eines Kaufobjekts macht, die nicht auf Angaben 

des Verkäufers beruhen (hier: "vollständig saniert"), stellt dies eine schuldhafte 

Vertragspflichtverletzung dar, die den Makler zum Schadensersatz verpflichtet). 
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 OLG Köln, Urteil vom 25.9.2007, Az. 24 U 45/07 (Verwirkung des Provisionsanspruchs durch 

Verletzung der Auskunftspflicht gegenüber Auftraggeber: Die Pflicht des Maklers, die 

Interessen seines Auftraggebers sachgemäß zu wahren, gebietet dem Makler, den 

Auftraggeber über alle ihm bekannten tatsächlichen und rechtlichen Umstände aufzuklären, 

die sich auf den Abschluss des Hauptgeschäfts beziehen und für den Willensentschluss des 

Auftraggebers von Bedeutung sein können. Die Erklärungen des Maklers müssen insgesamt so 

beschaffen sein, dass sie seinem Kunden keine unzutreffenden Vorstellungen vermitteln. 

Verletzt der Makler vorsätzlich oder zumindest grob leichtfertig seine Auskunftspflicht, 

verwirkt er gemäß § 654 BGB seinen Provisionsanspruch. 

 OLG Dresden, Beschluss vom 22.3.2007, Az. 8 U 194/06 (Der Verkäufermakler ist verpflichtet, 

ihm bekannte finanzielle Schwierigkeiten des nachgewiesenen Kaufinteressenten seinem 

Kunden ungefragt vor Vertragsabschluss mitzuteilen).  

 OLG Hamm, Urteil vom 2.3.2006, Az. 18 U 127/05 (Schadensersatzansprüche gegen den 

Immobilienmakler aus positiver Vertragsverletzung wegen Verletzung seiner Pflichten aus 

einem Maklervertrag und Ansprüche auf Rückzahlung des Maklerlohns wegen Verwirkung). 

 OLG München, Urteil vom 14.04.2005, Az. 19 U 5861/04 (Haftung des Immobilienmaklers: Hat 

der Makler, der die Flächenangaben der Eigentümer nicht nachgeprüft hat, die Größe eines 

Gartenanteils in den vorangegangenen Anzeigen mit einer kleineren Fläche angegeben als in 

der Anzeige, auf die sich ein Kaufinteressent meldet, dann muss er diese Tatsache offenbaren. 

Der Hinweis im Exposé, dass die dort enthaltenen Angaben von den Eigentümern stammten 

und dass für deren Richtigkeit keine Gewähr übernommen werde, befreit den Makler nicht von 

dieser Offenbarungspflicht. Kommt es durch die Pflichtverletzung des Maklers zur 

Vereinbarung eines zu hohen Kaufpreises für eine Eigentumswohnung (mit geringerem 

Gartenanteil) haftet der Immobilienmakler aus § 280 Abs. 1 BGB i.V.m. § 241 Abs. 2 BGB auf 

Schadenersatz). 

 OLG Frankfurt AIZ-Rechtsprechung A 115, Blatt 13 (Der Makler ist verpflichtet, seinen Kunden 

über stichhaltige Verdachtsmomente im Hinblick auf eine mangelnde finanzielle 

Leistungsfähigkeit des Käufers zu unterrichten). 

 OLG Köln, Urteil vom 8.3.2005, Az. 24 U 114/04 (Maklerlohnanspruch des Immobilienmaklers: 

Sind die wirtschaftlichen Verhältnisse eines Kaufinteressenten erkennbar derart beschaffen, 

dass sich dem Makler ernsthafte Zweifel an der Finanzierbarkeit des Immobilienerwerbs 

förmlich aufdrängen müssen, kommt eine Verletzung der Aufklärungs- und Warnpflicht in 

Betracht, die unter dem Aspekt des Schadenersatzes zu einem Verlust des Provisionsanspruchs 

führen kann.) 

 OLG Frankfurt, Urteil vom 26.09.2001, Az. 7 U 3/01 (Eine grob fahrlässige oder vorsätzliche 

Verletzung von Aufklärungspflichten wegen der mit dem Abschluß des Maklervertrages 

begründeten besonderen Treuepflichten, auf Grund deren die Beklagte als Auftraggeberin eine 

umfassende Wahrnehmung ihrer im Hinblick auf den angestrebten Hauptvertrag bestehenden 

Interessen erwarten konnte). 



 
 

Anlage I – Rechtsstreitigkeiten - IVD Stellungnahme Anhörung Sachkundenachweis - 24. März 2017  

 5 

 

 OLG Hamm, Urteil 30.10.1997, Az. 18 U 35/97 (Verwirkung des Maklerlohnanspruchs aufgrund 

fehlerhafter Wohnflächenangaben im Exposé). 

 HansOLG, Urteil vom 5.1.1994 (Maklerfirma wurde zur Zahlung von DM 229.000 Schadenersatz 

verurteilt). 

 OLG Köln, Urteil vom 20.1.1972, Az. 10 U 83/71 (Verletzung der Beratungspflicht, wenn der 

Makler, obwohl weder ein Bebauungsplan noch eine Baugenehmigung vorlag, die baldige 

Fertigstellung eines Hauses auf einem Grundstück in Aussicht stellt. Zudem Verletzung der 

Aufklärungspflicht im Hinblick auf einen Öltank auf einem Nachbargrundstück). 

 

Entscheidungen der Land- und Amtsgerichte  

 LG Berlin, Urteil vom 23.9.2004, Az. 5 O 412/03 (Klärt ein Makler bei der Vermittlung einer 

Eigentumswohnung nicht darüber auf, dass es sich bei einem erheblichen Teil der Wohnung - 

entgegen der Angaben in seinem Expose - nach dem Inhalt des Grundbuchs nur um nicht zu 

Wohnzwecken dienende Räume (Teileigentum i.S. des § 1 Abs. 3 WEG) handelt, so hat er 

seinen Maklerlohn verwirkt (entsprechend § 654 BGB) und ist darüber hinaus zur Zahlung von 

Schadensersatz in Höhe des Vertrauensschadens verpflichtet (vgl. BGH, 28.9.2000, III ZR 43/99, 

NJW 2000, 3642; OLG Frankfurt, 7.11.1985, 16 U 179/84, NJW-RR 1986, 601).  

 AG Heidelberg, Urteil vom 1.9.2005, Az. 21 C 312/04 (Vertragspflichtverletzung des 

Wohnungsmaklers. Ein Wohnungsmakler muss einen ortsunkundigen und daher 

belehrungsbedürftigen Wohnungssuchenden (hier: Angehörigen der US-Streitkräfte) darüber 

aufklären, dass die zu vermittelnde Wohnung in einem (allgemein bekannt) sozial 

problematischen Umfeld (hier: mit einem hohen Anteil an russischen Spätaussiedlern und hoher 

Arbeitslosigkeit) liegt. Unterbliebt die gebotene Belehrung steht dem mietenden 

Wohnungssuchenden ein Schadenersatzanspruch gemäß §§ 241 Abs. 2, 280 Abs. 1, 249 Abs. 1 

BGB zu, der dazu führt, dass der Makler keinen Anspruch auf Provisionszahlung gemäß § 652 

Abs. 1 S. 1 BGB hat). 

 LG Hamburg, AIZ-Rechtsprechung A 115 Blatt 14 (Den Immobilienmakler können zusätzliche 

Erkundigungs- und Belehrungspflichten treffen, wenn er bei einiger Sorgfalt Zweifel an der 

Richtigkeit bestimmter Angaben haben muss oder sein Auftraggeber im Verhältnis zu dem 

beabsichtigten Geschäft als geschäftlich ungewandt und unerfahren eingestuft werden muss).  

Weitere Verfahren aus der Praxis der Rechtsberater des IVD 

 LG Heilbronn, Az. 4 O 54/16 (Makler hatte bei Vermittlung eines unbebauten Grundstückes 

fehlerhafte Angaben zum Grenzverlauf gemacht. Dem Erwerber wurde erklärt, das Grundstück 

grenze direkt an die Straße. Tatsächlich stand ein Grundstücksstreifen im Fremdeigentum. Im 

Rahmen des Klageverfahrens machte der Erwerber vom Makler Schadenersatz für die 

Mehrkosten der Wegerschließung zum Haus in Höhe von rund 30.000,00 EUR sowie unter dem 

Gesichtspunkt der Verwirkung einen Anspruch auf Rückzahlung der Provision in Höhe von knapp 

weiteren 10.000,00 EUR geltend. Im Rahmen eines Vergleiches verpflichtete sich der Makler zur  
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Abgeltung aller Ansprüche mit Unterstützung der Haftpflichtversicherung zur Zahlung eines 

Betrages von 10.000,00 EUR). 

 

 LG Heilbronn, Az. 5 O 96/16 (Bei Besichtigung hatte Makler den Kaufinteressenten auf eine 

feuchte Stelle im Kellergeschoss des rund 120 Jahre alten Verkaufsobjektes hingewiesen. Der 

Erwerber macht geltend, dass es sich hierbei entgegen der Angaben des Maklers nicht nur um 

eine feuchte Stelle handele, sondern dort bei Regen massiv Nässe eintrete.  

Erwerber verklagt als Gesamtschuldner die Veräußerer und den Makler auf Erstattung der 

Kosten für Herstellung einer Drainage in Höhe von rund 45.000,00 EUR. Ein Fehlverhalten des 

Maklers wurde gerichtlich nicht festgestellt, die Klage wurde insoweit abgewiesen. Die 

Hauptparteien einigten sich auf einen Teilvergleich ohne Beteiligung des Maklers. 

 Kauf eines Baugrundstücks in Berlin, bei dem die bebaubare Fläche aufgrund des 

Bebauungsplans nur einen Teil des Grundstücks ausmachte. Dies hatte der Käufer nicht 

ausreichend berücksichtigt, der Makler hatte „lediglich“ auf den Bebauungsplan verwiesen. 

Der Käufer musste ein kleineres Haus bauen und zeigte den Makler wegen Betrugs an. Zudem 

machte noch Schadensersatz geltend, da wegen der nur anteilig bebaubaren Fläche der 

Kaufpreis angeblich überhöht sei. Das Verfahren ist mit einem Vergleich geendet, nach dem 

der Makler etwa ein Viertel der geforderten Summe gezahlt hat. 

 Einem Makler wurde vorgeworfen, den Maklerkunden hinsichtlich der Beschaffenheit des 

Verkaufsgegenstandes in Berlin getäuscht zu haben. Konkret ging es darum, dass ein zu 

sanierender Altbau durchhängende Decken aufwies. Das Objekt wurde vom Kaufinteressenten 

besichtigt. Der Makler hatte bezüglich der Decken keine weiteren Erkundigungen eingezogen. 

Nach Erwerb stellte sich heraus, dass in den betreffenden Decken Schwamm bzw. 

Schimmelbefall zu verzeichnen war. Dem Makler wurde vorgeworfen, nicht über diesen 

Zustand aufgeklärt zu haben. Ihm wurde vorgeworfen, dass es sich ihm hätte erschließen 

müssen, dass etwas mit den Decken nicht in Ordnung sein konnte. Der Makler hingegen 

vertrat die Auffassung, dass durchhängende Decken bei zu sanierenden Altbauten nicht 

unüblich sind. Hier dränge sich nicht von vorn herein der Verdacht von Schwamm- bzw. 

Schimmelbefall auf. Der Maklerkunde hat von seinem Verbraucherwiderrufsrecht Gebrauch 

gemacht, so dass sich das Gericht nicht mehr der Frage der Pflichtverletzung befassen musste.  

 Insgesamt ist bei den Rechtsberatern des IVD eine Zunahme der Schadenersatzprozesse gegen 

Makler wegen angeblicher oder tatsächlicher Verletzung maklervertraglicher Pflichten zu 

verzeichnen. Die Zunahme wird auf die gestiegenen Anforderungen der Maklerkunden an den 

Makler zurückgeführt. Ein weiterer Grund wird in den verschärften Haftungsausschlüssen der 

Verkäufer gegenüber den Käufern im notariellen Kaufvertrag vermutet.    
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II.  Zivilprozesse gegen Verwalter  

Da Streitigkeiten zwischen einem Verwalter und der Gemeinschaft oder den 

Wohnungseigentümern inhaltlich nicht gesondert in den Statistiken der Bundesländer und des 

Statistischen Bundesamtes (Rechtspflege, Zivilgerichte, Fachserie 10 Reihe 2.1, 2015) 

aufgelistet werden, erfolgt auch hier nur eine exemplarische Darstellung verfügbarer 

Entscheidungen und Fallgestaltungen. Das Statistische Bundesamt hat für das Jahr 2015 

insgesamt 45.357 Zivilprozesse in Wohnungseigentumssachen nach § 43 Ziff. 1-4 WEG 

(Binnenstreitigkeiten) erfasst. Die Streitigkeiten über die Rechte und Pflichten des Verwalters 

bei der Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigentums sind hiervon erfasst. 

 

Entscheidung des Bundesgerichtshofes (BGH) 

 BGH, Beschluss v. 21.12.1995, V ZB 4/94: Der Verwalter hat seine gesetzlichen und 
vertraglichen Pflichten mit der Sorgfalt zu erfüllen, die ein durchschnittlicher und 
gewissenhafter Verwalter unter den Umständen des konkreten Vertragsverhältnisses 
aufwenden würde. 

 BGHZ 115 S. 258 f.: Verwalter genehmigt ohne entsprechende Ermächtigung bauliche 
Veränderungen. 

 BGH, Urteil vom 11.11.1999, III ZR 98/99: Hausverwalterhaftung für Frostschäden bei 
Untätigkeit eines von ihm beauftragten Handwerkers. 

 
Entscheidungen der Oberlandesgerichte (OLG) 

 

 BayObLG, Beschluss v. 5.1.2000, 2Z BR 85/99: Anspruchsgrundlage für 
Schadensersatzansprüche der Wohnungseigentümer gegen den Verwalter aus der 
Verletzung vertraglicher Pflichten ist § 280 Abs. 1 BGB; im Verzugsfall kommt auch ein 
Schadensersatzanspruch gemäß §§ 286, 280 Abs. 2 BGB in Betracht. 

 OLG Karlsruhe, Urteil v. 30.12.2008, 14 U 107/07: Die dem Verwalter durch Vertrag 
übertragene Pflicht, alles zu einer ordnungsgemäßen Verwaltung Notwendige zu tun, 
umfasst auch die Verkehrssicherungspflicht. 

 

Entscheidungen der Land- und Amtsgerichte  

 

 AG Bremen-Blumenthal, Urteil v. 8.3.2013, 44 C 2032/12: Beachtet der Verwalter die in der 
Gemeinschaftsordnung geregelte Einberufungsfrist für Wohnungseigentümerversammlung 
nicht, haftet er für den Ersatz der entsprechend entstandenen Raummiete. 

 AG Hannover, Urteil v. 5.4.2012, 480 C 297/12: Der Verwalter kann seine 
Verkehrssicherungspflichten auf einen Dritten übertragen und mit diesem einen 
Hausmeistervertrag entweder im Namen der Eigentümergemeinschaft oder im eigenen 
Namen abschließen. Schließt der Verwalter einen Hausmeistervertrag mit dem Hausmeister  

https://products.haufe.de/#link?productid=PI9865&docid=HI542423
https://products.haufe.de/#link?productid=PI9865&docid=HI636256
https://products.haufe.de/#link?productid=PI9865&docid=HI636256
https://products.haufe.de/#link?productid=PI9865&docid=HI1039510&anchor=SUB_HI1039510_absatz_1
https://products.haufe.de/#link?productid=PI9865&docid=HI1039516
https://products.haufe.de/#link?productid=PI9865&docid=HI1039510&anchor=SUB_HI1039510_absatz_2
https://products.haufe.de/#link?productid=PI9865&docid=HI2141477
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im Namen der Eigentümergemeinschaft ab, so ist der Hausmeister nicht Erfüllungsgehilfe 
des Verwalters, sondern der Eigentümergemeinschaft mit der Folge, dass der Verwalter für 
ein Verschulden des Hausmeisters nicht nach § 278 BGB haftet. 

 AG Hamburg, Urteil v. 18.6.2013, 102 d C 74/12: Eine haftungsbegründende pflichtwidrig 
zögerliche Bearbeitung aufgetretener Mängel am Gemeinschaftseigentum des Verwalters 
kommt nur in Betracht, wenn dieser den angemessenen Bearbeitungsaufwand pflichtwidrig 
überschritten und sich aus dieser Überschreitung ein Schaden ergeben hat. 

 AG Hamburg-St. Georg, Urteil v. 20.12.2012, 980b C 42/12 WEG: Schuldet ein 
Wohnungseigentümer Hausgeldzahlungen und ergreift der Verwalter keine 
verjährungshemmenden oder -hindernden Maßnahmen, indem er weder Klage erhebt, noch 
die übrigen Wohnungseigentümer auf die drohende Verjährung hinweist, verstößt er gegen 
seine Pflichten aus dem Verwaltervertrag. Folge: Er muss den Schaden, der durch die 
Verjährung der Hausgeldzahlungen eintritt, ersetzen. 

 LG Hamburg, Urteil v. 8.6.2016, 318 S 18/15: Der Verwalter ist gesetzlich verpflichtet, 
Beschlüsse der Wohnungseigentümer durchzuführen. Es stellt eine zum Schadensersatz 
verpflichtende Pflichtverletzung des Verwalters dar, wenn er beschlossene 
Sanierungsmaßnahmen verzögert. 

 LG Hamburg, Beschluss v. 21.3.2016, 331 S 71/15: Die Übertragung der 
Verkehrssicherungspflicht auf den Verwalter bedarf einer klaren und eindeutigen 
Vereinbarung. Wenn der Verwaltervertrag im Wesentlichen die Pflichten aus dem Gesetz 
wiedergibt, spricht dies gegen die Annahme, dass zusätzliche Pflichten auferlegt werden 
sollen. 

 LG Hamburg, Urteil v. 25.2.2015, 318 S 110/14: Der Verwalter haftet den einzelnen 
Wohnungseigentümern gegenüber nicht auf Wiederherstellung des gemeinschaftlichen 
Eigentums nach Vornahme eigenmächtiger und ordnungswidriger gärtnerischer 
Gestaltungsmaßnahmen des Gemeinschaftseigentums. 

 

Weitere Fallgestaltungen 

 Zweckentfremdung von Geldern; BayObLGZ 1985 S.65 ff. 

 Erstellung einer mangelhaften Jahresabrechnung und die 
Wohnungseigentümergemeinschaft gezwungen ist, einen Dritten mit ihrer Neuerstellung zu 
beauftragen; OLG Düsseldorf, ZMR 2003 S.231 f. 

 Verwalter vergibt eigenmächtig und ohne entsprechenden Ermächtigungsbeschluss der 
Wohnungseigentümer Aufträge; OLG Celle, ZMR 2001 S. 643 f. 

 Verwalter lässt Verbindlichkeiten zulasten der Gemeinschaft auflaufen, ohne für 
ausreichende Liquidität zu sorgen, OLG Köln, ZMR 1999 S. 789. 

 Verwalter begleicht aus dem Gemeinschaftsvermögen Kosten, die nur einen oder einige 
Eigentümer betreffen; BayObLG, ZMR 1999 S. 58 f. 

 Verwalter schätzt die Beschlussfähigkeit der Eigentümerversammlung falsch ein, stellt 
fehlerhafte Beschlussvorlagen zur Beschlussfassung oder verursacht schuldhaft die 
Anfechtbarkeit von Beschlüssen; BGH, ZMR 1998 S. 172 f.; BayObLG, ZMR 2000 S. 325; ZMR 
2003 S. 521 und 762. 

 

https://products.haufe.de/#link?productid=PI9865&docid=HI1039509
https://products.haufe.de/#link?productid=PI9865&docid=HI636759
https://products.haufe.de/#link?productid=PI9865&docid=HI636406
https://products.haufe.de/#link?productid=PI9865&docid=HI636307
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 Verwalter legt Instandhaltungsrücklage spekulativ an. Dies gilt selbst dann, wenn die 
Eigentümergemeinschaft einen entsprechenden Beschluss hierzu fasst und der Verwalter 
nicht auf die besonderen Risiken der spekulativen Anlage hinweist; OLG Celle, ZMR 2004 S. 
845 ff. 

 Verwalter begleicht ohne entsprechende Ermächtigung Baunebenkosten aus 
Gemeinschaftsmitteln: OLG Hamburg, ZMR 1995 S. 22. 

 Unterlassen der Hinwirkung auf eine Reparaturbeschlussfassung; OLG Hamm, ZMR 1996 S. 
680. 

 mangelhafte Buchhaltung/Buchführung; BayObLGZ 85 S. 65 ff. 

 Verwalter überlässt ohne Zustimmung der Wohnungseigentümer die Verwaltung Dritten 
oderüberträgt diese auf Dritte; BayObLG, ZMR 1998 S. 176. 

 Guthaben der Gemeinschaft nach Beendigung der Verwaltertätigkeit nicht auszahlt  

BayObLG, ZMR 1999 S. 845. 

 

 Rechnungen von Werkunternehmern begleicht, obwohl die entsprechende Forderung auf 
einer mangelhaften Werkleistung beruht und daher einredebehaftet ist; OLG Düsseldorf, 
ZMR 1997 S. 380 f. 

 Verwalter kommt seinen Kontrollpflichten hinsichtlich des Zustands des 
Gemeinschaftseigentums nicht ausreichend nach. Hier kann er sich sogar 
schadensersatzpflichtig machen, wenn eine Schadensursache ungeklärt bleibt oder sich gar 
nachträglich herausstellen sollte, dass diese ausschließlich im Sondereigentum liegt; 
Brandenburgisches OLG, Beschluss v. 22.7.2010, 5 Wx 27/09. 

 Verwalter schließt eigenmächtig einen Wärmelieferungsvertrag ab; KG Berlin, Beschluss v. 
7.7.2010, 24 W 25/09. 

 Der Verwalter stellt in der Eigentümerversammlung ohne ausreichende Überprüfung 
unrichtige Tatsachenbehauptungen auf, aufgrund der unrichtigen Darstellung wird ein für 
die Eigentümer nachteiliger Beschluss gefasst; OLG München, Beschluss v. 13.1.2011, 32 Wx 
32/10. 

 Schadenersatzpflicht des Verwalters gegenüber Wohnungseigentümer, wenn dieser nicht 
vor Ablauf der Gewährleistungsfrist auf Baumängel am Gemeinschaftseigentum hinweist und 
hieraus ein Schaden erwächst; OLG Hamm, ZMR 1996 S. 680; BayObLG, ZMR 2001. 

 Der Verwalter unterlässt es, bei Hausgeldrückständen von Wohnungseigentümern 
verjährungshemmende oder -hindernde Maßnahmen zu ergreifen, indem er weder Klage 
erhebt, noch die übrigen Wohnungseigentümer auf die drohende Verjährung hinweist. 
Hierin liegt eine Pflichtverletzung mit der Folge einer Verpflichtung zum Ersatz des infolge 
der Verjährung der Hausgeldzahlungen eingetretenen Schadens; AG Hamburg-St. Georg, 
Urteil v. 20.12.2012, 980 b C 42/12 WEG. 

https://products.haufe.de/#link?productid=PI9865&docid=HI636736
https://products.haufe.de/#link?productid=PI9865&docid=HI1681650
https://products.haufe.de/#link?productid=PI9865&docid=HI1681650
https://products.haufe.de/#link?productid=PI9865&docid=HI636351
https://products.haufe.de/#link?productid=PI9865&docid=HI545886
https://products.haufe.de/#link?productid=PI9865&docid=HI636555
https://products.haufe.de/#link?productid=PI9865&docid=HI637134
https://products.haufe.de/#link?productid=PI9865&docid=HI2617534
https://products.haufe.de/#link?productid=PI9865&docid=HI636406
https://products.haufe.de/#link?productid=PI9865&docid=HI2612907
https://products.haufe.de/#link?productid=PI9865&docid=HI2612907
https://products.haufe.de/#link?productid=PI9865&docid=HI1645217
https://products.haufe.de/#link?productid=PI9865&docid=HI636555
https://products.haufe.de/#link?productid=PI9865&docid=HI636656
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Anlage II – Curriculum Sachkundeprüfung  
Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Berufszulassungsregelung für gewerbliche 
Immobilienmakler und WEG-Verwalter (BT-Dr. 18/10190) 
 
Anlage zur MaBV/§ 34 GewO  
Inhaltliche Anforderungen an den Sach- und Fachkundenachweis für Immobilienmakler 
 

1 Grundlagen des Maklergeschäftes 
 

1.1         Teilmärkte des Immobilienmarktes 

1.2         Preisbildung auf dem Immobilienmarkt 

1.3         Leistungsprofil des Immobilienmaklers 

1.4         Organisation der Maklerbetriebe 

1.5         Grundlagen der Immobilienverwaltung 

1.6         Objektangebot und Objektanalyse 

1.7         Arten von Immobilien 

1.8         Akquisition von Aufträgen 

1.9         Versicherungsarten, die mit Immobilien zusammenhängen 

1.10  Allgemeine Geschäftsbedingungen 

1.11  Betriebsvergleich 

1.12  Aspekte von Umwelt- und Energiethemen bei Immobilien (u.a. EnEV) 

1.13  Gebäudepläne / Bauzeichnungen und Baubeschreibungen 

 

2 Rechtliche Grundlagen (Miet- und Gewerberecht) 
 

2.1 Grundlagen des Rechts 

2.2 Bürgerliches Recht 

2.3 Das Grundbuch  

2.4 Der Grundstückskaufvertrag 

2.5 Wohn- und Teileigentum 

2.6 Erbbaurecht 

2.7 Der Bauträgervertrag 

2.8 Rechte an Grundstücken 

2.9 Grundstücksverkauf und Erbengemeinschaft 

2.10 Öffentliches Maklerrecht 

2.11 Privates Maklerrecht 

 

3 Wettbewerbsrecht 
 

3.1 Benutzungshinweise für die tägliche Arbeit 

3.2 Immobilienwerbung in Printmedien und im Internet 

3.3 Informationen zu Abmahnungen und Checklisten 

3.4 Widerruf / Provisionsanspruch / PAngV / DL-InfoV 

3.5 Musterbriefe 

3.6 Auszug UWG-Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 

3.7 Erlaubtes und Verbotenes in der Immobilienwerbung 
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4 Finanzierung 

 

4.1 Allgemeine Investitionsgrundlagen und Finanzierungsrechnung 

4.2 Kostenerfassung 

4.3 Eigenkapital und Kapitaldienstfähigkeit 

4.4 Kosten einer Finanzierung 

4.5 Kreditsicherung und Beleihungsprüfung 

4.6 Bausteine der Immobilienfinanzierung 

4.7 Öffentliche Förderprogramme 

4.8 Wohn-Riester 

4.9 Absicherung des Kreditrisikos im Todesfall 

4.10 Steuerliche Aspekte der Finanzierung einschließlich Finanzierungsbeispiel 

4.11 Sonderfinanzierungsmittel und Problemfinanzierungen 

 

 

5 Wertermittlung und Baurecht für Makler 

 

5.1 Baurecht / Zweckentfremdungssatzung 

5.2 Die Wertermittlung 

 

6 Immobilien und Steuern 

 

6.1 Überblick über das Steuersystem 

6.2 Einkommensteuer 

6.3 Körperschaftsteuer 

6.4 Gewerbesteuer 

6.5 Umsatzsteuer 

6.6 Bewertungsgesetzabhängige Steuern 

6.7 Spezielle Verkehrssteuern (Grunderwerb- und Grundsteuern) 

 

7 Büroorganisation und EDV 

 

7.1 Büroausstattung und Investitionssummen 

7.2 Büroorganisation / Prozessmanagement 

7.3 Hardware / Software im Immobilienbüro 

7.4 Investitionssummen gesamt 

7.5 Controlling / Ablaufplanung 
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8 Marketing für Immobilienmakler 

 

8.1 Grundbegriffe des Marketing 

8.2 Entwicklung einer Marketingkonzeption 

8.3 Online Marketing 

 

9  Kommunikation für Makler 

 

9.1 Arbeitsmethodik für Immobilienmakler 

9.2 Grundlagen der Kommunikation 

9.3 Telefonkommunikation 

9.4 Kundenberatung 

 

10 Analysetechniken für Makler 

 

10.1 Grundlagen der Analysetechnik 

10.2 Vorgehensweise bei der Analyse eines Maklerunternehmens 

10.3  Stärken-Schwächen-Analyse eines Objektes 

10.4 Die Preisanalyse 

10.5 Exkurs: Die Akquise von Privatverkäufern 

 

 

 

Zusammenfassung der Prüfungsinhalte Maklersachkunde aus der  
Zuarbeit der Institute, Verbände und DIHK / IVD 24.02.2015   
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Anlage zur MaBV/§ 34 GewO  
Inhaltliche Anforderungen an die Sachkundeprüfung des WEG- und Mietverwalters 
als mögliche Grundlage für einen zukünftigen Prüfungsfragenkatalog (Prüfungsrahmenplan)  
 
Zu Punkt 1 „Einführung in die Immobilienwirtschaft“ gehört u.a.:  

- Grundwissen Wohnungspolitik – Energie- und Umweltpolitik  

- Grundwissen Rahmenbedingungen – Wirtschaftspolitik und Fiskalpolitik  

- Strukturierung der Wohnungswirtschaft  

 

Zu Punkt 2 „Kenntnisse allgemeine Rechtsgrundlagen“ gehören auch:  

− Allgemeines Gleichstellungsgesetz  

− Betriebskostenverordnung  

− Beurkundungsgesetz  

− Bundesimmissionsschutzgesetz  

− Denkmalschutzgesetz (Landesgesetz)  

− Erneuerbare-Energien-Gesetz  

− Einkommenssteuergesetz  

− Gewährleistungsrecht  

− Grundbuchordnung  

− Grundgesetz  

− Gerichtskostengesetz  

− Grundzüge des Erbrechts  

− Heizkostenverordnung  

− Kommunale Satzungen  

− Körperschaftssteuergesetz  

− Landesbauordnungen  

− Mess- und Eichgesetz  

− Nachbarschaftsrecht  

− Trinkwasserverordnung  

− Umsatzsteuergesetz  

− Wohnungsbindungsgesetz  

− Landesrechtliche Verordnungen  

− Wohnflächenverordnung  

− Wohnungsvermittlungsgesetz  

− WEG Recht  

− Ordnungsrechtliche Vorschriften  

− Zivilprozessordnung  

− Grundzüge des Maklerrechts  

− Gesetzliche Formvorschriften  

− Vertragsarten  
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Zu Punkt 3 gehören „Allgemeine kaufmännische Grundlagen“ insbesondere:  

− Rechnungslegung  

− Betriebswirtschaft  

− Grundzüge ordnungsgemäßer Buchführung  

− Buchhaltung / doppelte Buchhaltung  

− Allgemeines externes und internes Rechnungswesen  

− Aufstellung Wirtschaftsplan und Jahresabrechnung u.a. auf der Grundlage von BGH V ZR 44/09  

− Hausgeld / Sonderumlagen  

− Mahnwesen  

Zu Punkt 3.3 „Spezielle kaufmännische Grundlagen des Mietverwalters“ gehören u.a.:  

− Organisatorische Grundlagen,  

− Betriebskosten, Benchmarking, Wirtschaftlichkeitsberechnung  

− Abrechnungen  

− Verwaltung von Konten, Kautionskonten, Mietkonten  

− Rechnungswesen  

 

Zu Punkt 4.2 „Aufgaben des WEG-Verwalters“ gehören:  

- Der Wohnungseigentümer und der werdende Wohnungseigentümer  

- Die Eigentumswohnung in der Zwangsvollstreckung  

- Die Insolvenz eines Wohnungseigentümers  

- Zwangsversteigerung (insbesondere für WEG)  

- Gerichtliches Verfahren in Wohnungseigentumsangelegenheiten  

- Grundlagen zum Verband Wohnungseigentümergemeinschaft  

- Veräußerungszustimmung  

- Sondernutzungsrechte  

- Die vermietete Eigentumswohnung  

- Die Gebrauchsrechte der Wohnungseigentümer  

- Erhaltungsmaßnahmen  

- Modernisierungen  

- Bauliche Veränderungen  

- Verwaltervertrag  

- Bauträgerrecht  

- Öffentliches WEG-Recht  

− Rechtliche Grundlagen  

− Verwaltungsbeirat - Aufgaben, Rechte und Pflichten  

− WEG- Eigentümerversammlung  

− Beschlüsse  

− Beschlusssammlung  
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Zu Punkt 5.1 „Anbahnung Mietverwaltung“ umfasst im Einzelnen:  

- Akquise  

- Marktanalyse, Mietobjekte  

 

Zu Punkt 5.3 „Aufgaben des Mietverwalters“ umfasst auch:  

- Informations- und Duldungspflichten  

- Datenschutz und Datensicherung  

 

Zu Punkt 5.4 „Rechtliche Grundlagen der Mietverwaltung“ umfasst auch:  

- Wohnraummietvertrag  

- Wohnraumvermittlung  

- Miete, Mietanpassung und Mietsicherheiten  

 

Zu Punkt 6 „Versicherungen“ gehören:  

- Sach- und Haftpflichtversicherungen  

- Hausrat-, Glas-, Gewässerschadenshaftplicht-, Haus- und Grundbesitzerhaftpflicht-,   

 Privathaftpflichtversicherung  

 

Zum Umfang der Kenntnisse über Verkehrssicherungspflichten gehört:  

- Haftung WEG und Verwaltungsunternehmen  

- Haftung Verwalter  

- Haftung des Vermieters  

 

Zu Punkt 7.1 „Technischen Grundlagen von WEG – und Mietverwalter“ gehört:  

- gesamte Ver- und Entsorgung  

- Be- und Entlüftung  

- Ab-/Wasserversorgung, Gas-, Strom-, Wasserversorgung, Kabel, Müll und ähnliches  

 

Zu Punkt 7.2 „Baustoffe und Baustofftechnologie“ gehören im Einzelnen:  

- Konstruktion und Dichtung  

- Elektroinstallationen  

- Einholen von Beratungsangeboten  

- Begleitung von Sanierungsvorhaben  

 

Erkennen von Mängel:  

- Bauschäden  

- Zeittypische Bauweisen und -schäden  

 

Zu Punkt 7.6 „Instandhaltungsplanung“ gehören:  

- Veranlassen und Betreuung von Instandsetzungen  

- Modernisierende Instandsetzung  

- Instandhaltungsrückstellung  
 

Zusammenfassung der Prüfungsinhalte Sachkundeprüfung Immobilienverwalter -  
Abfrageergebnis der Zuarbeit der Institute, Verbände und DIHK / DDIV - Stand: 27.02.2015  


